Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3209 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Juli 1968 

II/ 1 —68070 — 5811/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats über die Feststellung der An- 
hänge zur Verordnung Nr. . . . des Rats über die Anwen- 
dung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familienr die innerhalb der Gemeinschaft zu- 
und abwandern. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. Juni 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


)ru(±: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Uleinvertrieb J Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für Verordnung des Rats 
über die Feststellung der Anhänge zur Verordnung Nr. . . . des 
Rats über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit 
auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu und abwandern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. . . .4. . ./EWG des 
Rats und insbesondere auf Artikel 77 Abs. 1, 

auf Grund des nach Beratung mit der Verwal- 
tungskommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer ausgearbeiteten Vorschlages der Kom- 
mission, 

auf Grund der Stellungnahmen des Europäischen 
Parlaments, 

auf Grund der Stellungnahme des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der in Artikel 1 Buchstabe u) der Verordnung 
Nr. . . . bezeichnete Anhang I erhält folgenden Wort- 
laut; 

„Anhang I 

(Artikel 2 Buchstabe u) der Verordnung) 

Einmalige Geburtsbeihilfen, die der in Artikel 1 
Buchstabe u) der Verordnung bestimmte Begriff 
„ Familienleistungen ausschließt. 

A. Belgien 

Die Geburtsbeihilfen gemäß den koordinierten 
Gesetzen über Familienzulagen für Arbeitneh- 
mer. 

B. Deutschland 
Keine. 

C. Frankreich 

Die Geburtsbeihilfen gemäß Artikel L 519 der 
Sozialversicherungsordnung (Code de la secu- 
rite sociale). 

D. Italien 
Keine. 

E. Luxemburg 

Die Geburtsbeihilfen nach dem Gesetz vom 
29. April 1964 über Familienleistungen. 


F. Niederlande 
Keine". 

Artikel 2 

Der in Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe c), in Artikel 7 
Abs. 2 und in Artikel 8 Abs. 3 der Verordnung 
Nr. . . . bezeichnete Anhang II erhält folgenden 
Wortlaut; 

„Anhang II 

(Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe c), Artikel 7 Abs. 2 und 
Artikel 8 Abs. 3 der Verordnung) 

Bestimmungen aus Abkommen über soziale Sicher- 
heit, die unbeschadet des Artikels 5 der Verordnung 
weiterhin anzuwenden sind — Zusatzvereinbarun- 
gen über die verwaltungsmäßige Durchführung der 
Verordnung • — In den folgenden Abschnitten A und 
B aufgeführte Bestimmungen, deren Geltungsbe- 
reich nicht alle Personen umfaßt, auf die die Ver- 
ordnung anzuwenden ist. 

Allgemeine Bemerkungen 

1. Soweit die in diesem Anhang aufgeführten Be- 
stimmungen Hinweise auf andere Abkommensbe- 
stimmungen enthalten, treten an deren Stelle Hin- 
weise auf die entsprechenden Bestimmungen der 
Verordnung, sofern die betreffenden Abkommens- 
bestimmungen in diesem Anhang nicht selbst auf- 
geführt sind. 

2. Die Kündigungsklausel, die in einem Abkom- 
men über soziale Sicherheit enthalten ist, aus dem 
Bestimmungen in diesen Anhang aufgenommen sind, 
bleibt in Bezug auf diese Bestimmungen aufrechter- 
halten. 

A. 

Bestimmungen aus Abkommen über soziale Sicher- 
heit, die unbeschadet des Artikels 5 der Verordnung 
weiterhin gelten 

(Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe c) der Verordnung) 

1 . Belgien — Deutschland 

a) Die Artikel 3 und 4 des Schlußprotokolls vom 
7. Dezember 1957 zum Allgemeinen Abkom- 
men vom gleidien Tage, in der Fassung des 
Zusatzprotokolls vom 10. November 1960. 

b) Artikel 11 der Ersten Zusatzvereinbarung 
vom 7. Dezember 1957 zum Allgemeinen Ab- 
kommen vom gleichen Tage (Grenzgänger), 
soweit er Geburtsbeihilfen betrifft. 
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c) Dritte Zusatzvereinbarung vom 7. Dezember 

1957 zum Allgemeinen Abkommen vom glei- 
chen Tage in der Fassung des Zusatzproto- 
kolls vom 10. November 1960 (Zahlung von 
Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Allgemeinen Abkommens). j 

d) Artikel 15 des Sonderabkommens vom 7. De- | 

zember 1957 (Arbeitslosenversicherung). j 

2. Belgien ■ — ■ Frankreich 

a) Die Artikel 13, 16 und 23 der Zusatz Verein- 
barung vom 17. Januar 1948 zum Allgemei- 
nen Abkommen vom gleichen Tage (Arbeit- 
nehmer der Bergwerke und gleichgestellten 
Unternehmen). 

b) Briefwechsel vom 27. Februar 1953 (Anwen- 
dung des Artikels 4 Abs. 2 des Allgemeinen 
Abkommens vom 17. Januar 1948) 

c) Protokoll vom 28. September 1957 (Geburts- 
beihilfen nach den französischen Rechtsvor- 
schriften über Familienzulagen) 

3. Belgien — -Italien 

Artikel 5 des Abkommens vom 30. April 1948, 

soweit er Nichtmitgliedstaaten betrifft. 

4. Belgien — Luxemburg 

a) Die Artikel 1, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 11 des Ab- 
kommens vom 16. November 1959 in der 
Fassung des Abkommens vom 12. Februar 
1964 (Grenzgänger). 

b) Das Abkommen vom 10. September (Ge- 
burtsbeihilfen). 

5. Belgien — Niederlande 

Artikel 14 des Abkommens vom 29. August 

1947, soweit er die Geburtsbeihilfen betrifft. 

6. Deutschland — Frankreich 

a) Artikel 1 1 des Allgemeinen Abkommens 
vom 10. Juli 1950 in der Fassung der Zwei- 
ten Ergänzungsvereinbarung vom 18. Juni 
1955. 

b) Artikel 9 der Ersten Zusatzvereinbarung vom ' 
10. Juli 1950 zum Allgemeinen Abkommen 
vom gleichen Tage (Arbeitnehmer der Berg- 
werke und gleichgestellten Unternehmen). 

c) Vierte Zusatzvereinbarung vom 10. Juli 1950 
zum Allgemeinen Abkommen vom glei- 
chen Tage in der Fassung der Zweiten Er- 
gänzungsvereinbarung vom 18. Juni 1955. 

d) Die Teile I und III der Zweiten Ergänzungs- | 

Vereinbarung vom 18. Juni 1955. i 

e) Die Punkte 6, 7 und 8 des Allgemeinen Pro- 
tokolls vom 10. Juli 1950 zum Allgemeinen 
Abkommen vom gleichen Tage. 

f) Die Teile II, III und IV der Vereinbarung : 
vom 20. Dezember 1963 (Soziale Sicherheit ; 
im Saarland). 


7. Deutschland — ■ Italien 

a) Artikel 23 Abs. 2, Artikel 26 und Artikel 36 
Abs. 3 des Abkommens vom 5. Mai 1953 
(Sozialversicherung) . 

b) Die Zusatzvereinbarung vom 12. Mai 1953 
zum Abkommen vom 5. Mai 1953 (Zahlung 
von Renten für die Zeit vor dem Inkraftreten 
des Abkommens). 

8. Deutschland — • Luxemburg 

Die Artikel 4, 5, 6 und 7 des Vertrages vom 
1 1 . Juli 1959 (Beilegung deutsch-luxemburgischer 
Streitsachen). 

9. Deutschland — Niederlande 

a) Die Artikel 2 und 3 der Vierten Zusatzver- 
einbarung vom 21. Dezember 1956 zum Ab- 
kommen vom 29. März 1951 (Regelung der 
Ansprüche, die niederländische Arbeitskräfte 
zwischen dem 13. Mai 1940 und dem 1. Sep- 
tember 1945 in der deutschen Sozialversiche- 
rung erworben haben). 

b) Artikel 9 des Abkommens vom 29. Oktober 
1 954 (Arbeitslosenversicherung) . 

1 0. Frankreich — Italien 

a) Artikel 24 des Allgemeinen Abkommens vom 
31. März 1948 

b) Briefwechsel vom 3. März 1956 über die Lei- 
stungen bei Krankheit für Saisonarbeiter in 
landwirtschaftlichen Berufen). 

1 1 . Frankreich — Luxemburg 

Die Artikel 11, 14 und 21 der Zusaizvereinba- 
rung vom 12. November 1949 zum Allgemeinen 
Abkommen vom. gleichen Tage (Arbeiter der 
Bergwerke und gleichgestellten Unternehmen). 

12. Frankreich — Niederlande 

Die Artikel 11 und 18 der Zusatzvereinbarung 
vom 1. Juni 1954 zum Allgemeinen Abkommen 
vom 7. Juni 1950 (Arbeiter der Bergwerke und 
gleichgestellten Unternehmen). 

13. Italien — -Luxemburg 

Artikel 18 Abs. 2 des Allgemeinen Abkommens 
vom 29. Mai 1951. 

14. Italien — -Niederlande 

Artikel 6 Abs. 1 und Artikel 9 des Allgemeinen 
Abkommens vom 28. Oktober 1952. 

15. L.uxemburg — Niederlande 
Keine. 

B 

Ziisatzvereinbarungen über die verwaltungsm.äßige 
Durchführung der Verordnung 

(Artikel 7 Abs. 2 der Verordnung) 

Keine. 
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In den Abschnitten A und B aufgeführte Bestimmun- 
gen, deren Geltungsbereich nicht alle Personen um- 
faßt, auf die die Verordnung anzuwenden ist 

(Artikel 8 Abs. 3 der Verordnung) 

1. Belgien — -Deutschland 

a) Die Artikel 3 und 4 des Schlußprotokolls zu 
dem Allgemeinen Abkommen vom 7. Dezem- 
ber 1957 in der Fassung des Zusatzprotokolls 
vom 10. November 1960. 

b) Dritte Zusatzvereinbarung vom 7. Dezember 
1957 zum Allgemeinen Abkommen vom glei- 
chen Tage in der Fassung des Ergänzungspro- 
tokolls vom 10. November 1960 (Zahlung der 
Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Allgemeinen Abkommens). 

2 . Belgien — Frankreich 

Protokol] vom 28. September 1957 (Geburtsbei- 
hilfe nach den französischen Rechtsvorschriften 
über Familienzulagen), soweit es sich um andere 
Arbeitnehmer als Grenzgänger handelt. 

3. Belgien — -Italien 

Artikel 5 des Abkommens vom 30. April 1948, 
soweit es sich um Nichtmitgliedstaaten handelt. 

4. Belgien — Luxemburg 

Das Abkommen vom 10. September 1963 (Ge- 
burtsbeihilfen). 

5. Belgien — ^Niederlande 

Artikel 14 des Abkommens vom 29. August 
1947, soweit er die Geburtsbeihilfen betrifft und 
soweit es sich um andere Arbeitnehmer als 
Grenzgänger handelt. 

6 . D eu ts ch l and — Frank r e i ch 

a) Vierte Zusatzvereinbarung vom 10. Juli 1950 
zum Allgemeinen Abkommen vom gleichen 
Tage in der Fassung der Zweiten Ergän- 
zLings Vereinbarung vom 18. Juni 1955. 

b) Teile I und III der Zweiten Ergänzungsver- 
einbarung vom 18. Juni 1955. 

c) Nummern 6, 7 und 8 des Allgemeinen Proto- 
kolls vom 10. Juli 1950 zum Allgemeinen 
Abkommen vom gleichen Tage. 

d) Teile II, III und IV der Vereinbarung vom 
20. Dezember 1963 (Soziale Sicherheit im 
Saarland). 

7. Deutschland — Italien 

a) Artikel 26 des Abkommens vom 5. Mai 1953 
(Sozialversicherung) . 

b) Zusatzvereinbarung vom 12. Mai 1953 zum 
Abkommen vom 5. Mai 1953 (Gewährung 
von Renten für die Zeit vor dem Inkrafttre- 
ten des Abkommens). 

8. Deutschland — ■ Luxemburg 

Die Artikel 4 , 5, 6 und 7 des Vertrages vom | 
11. Juli 1959 (Beilegung deutsch-luxemburgi- | 
scher Streitfälle). i 
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9. Deutschland — Niederlande 

Artikel 2 und 3 der Vierten Zusatzvereinbarung 
vom 21. Dezember 1956 zum Abkommen vom 
29. März 1951 (Regelung der Ansprüche, die von 
niederländischen Arbeitskräften zwischen dem 
13. Mai 1940 und dem 1. September 1945 in der 
deutschen Sozialversicherung erworben worden 
sind). 

1 0. Frankreich — Italien 

Artikel 24 des Allgemeinen Abkommens vom 
31. März 1948. 

1 1 . Frankreich — Luxemburg 
Keine. 

12. Frankreich — Niederlande 
Keine. 

13. Italien — Luxemburg 
Keine. 

14. Italien — -Niederlande 
Keine. 

15. Luxemburg — Niederlande 
Keine." 

Artikel 3 

Der in Artikel 26 Abs. 2 der Verordnung Nr. . . , 
genannte Anhang III erhält folgenden Wortlaut; 

„Anhang III 

(Artikel 26 Abs. 2 der Verordnung) 

Rechtsvorschriften, nach denen gemäß Artikel 26 
Abs. 1 der Verordnung die Höhe der Leistungen bei 
Erwerbsunfähigkeit nicht von der Gesamtversiche- 
rungsdauer abhängt 

A. Belgien 

Die Rechtsvorschriften über die allgemeine Ver- 
sicherung für den Fall der Erwerbsunfähigkeit, 
über die besondere Versicherung für den Fall 
der Erwerbsunfähigkeit der Bergarbeiter und 
über die besondere Versicherung der Seeleute 
der Flandelsmarine. 

B. Deutschland 
Keine. 

C. Frankreich 

Sämtliche Rechtsvorschriften über Versicherung 
für den Fall der Erwerbsunfähigkeit, mit Aus- 
nahme der Rechtsvorschriften über die Versiche- 
rung für den Fall der Erwerbsunfähigkeit im 
System, der sozialen Sicherheit für Bergarbeiter. 

D. Italien 
Keine. 

E. Luxemburg 
Keine. 

F. Niederlande 

Gesetz vom 18. Februar 1966 über die Versiche- 
rung für den Fall der Erwerbsunfähigkeit." 
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Artikel 4 

Der in Artikel 29 Abs. 3 der Verordnung Nr. . . . 
genannte Anhang IV erhält folgenden Wortlaut: 

„Anhang IV 

(Artikel 29 Absatz 3 der Verordnung) 

Wechselseitige Übereinstimmung der Erwerbsminderungsstufen zwischen den 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 

Belgien 


CD S 


Beschluß über die Anerkennung 
der Invalidität 


Träger der belgischen Systeme, für die der Beschluß bei 
Übereinstimmung bindend ist 


Systeme 


allgemeines 

System 


knappschaftliches System 


1. Allgemeines System 
III. Gruppe (Dritte) . 

II. Gruppe 

I. Gruppe 


( Überein- 
stimmung 


Landwirtschaftliches System 

— allgemeine Gesamtinvalidität 

— allgemeine Invalidität zu Va . 

— Dritte 


! lüberein- 
I I Stimmung 


3. Knappschaftliches System 
— allgemeine Teilinvalidität 

— Dritte 

— Berufsinvalidität 


System der Seeleute 

— allgemeine Invalidität 

— Dritte 

— Berufsinvalidität 


} Überein- 
stimmung 

keine 

Überein- 

stimmung 


Überein- 

stimmung 

keine 

Überein- 

stimmung 


allgemeine 

Invalidität 


Überein- 

stimmung 


^Überein- 

Jstimmung 


Überein- 

stimmung 

keine 

Überein- 

stimmung 

Überein- 

stimmung 

keine 

Überein- 

stimmung 


Berufs- 

invalidität 


I überein- 
1 Stimmung 


I überein- 
fstimmung 


System der 
Seeleute 


1 


Überein- 

Jstimmung 


1 - 


Überein- 

Jstimmung 


überein- | I Überein- 
stimmung I jstimmung 


keine 

Überein- 

stimmung 


überein- | (^Überein- 
stimmung I Jstimmung 


keine 

Überein- 

stimmung 



1 

1. Allgemeines System 





1 

I 

— Invalidität Arbeiter 

— Invalidität Angestellte 

lüberein- 
jstimmung j 

1 Überein- 
j Stimmung 

lüberein- 

l^stimmung 

I^Überein- 
J Stimmung 

1 

2. Seeleute 

i 




j 

i 

— seedicnstuntauglich 

keine 

Überein- 

stimmung 

keine 
Überein- 
j Stimmung 

1 keine 
Überein- 
stimmung 

' keine 

1 Überein- 
1 Stimmung 

L 

! 

Invalidität Arbeiter 

; 1 

! Invalidität Angestellte i 

1 Übe rein- 
[Stimmung i 

[überein- 

[stimmung 

lüberein- 
I Stimmung 

1 'x 

Überein- 

stimmung 
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Frankreich 


Beschluß über die Anerkennung der Invalidität : " 

I Allgemeines System 


Systeme 

1. 

Gruppe 1 

! 

II. 

Gruppe 


1. Allgemeines System 

über- ! 

keine 



einstim- 

über- 



mung 

einstim- 




mung 


2. Knappschaftliches System 




— allgemeine Teilinvalidität 

Uber- i 

keine 



einstim- 

über- 



mung 

einstim- 

B 



mung 


— Berufsinvalidität 

keine 

keine 



Uber- 

über- 



einstim- 

Stirn- 



mung 

mung 


3. System der Seeleute 

Uber- 

keine 



einstim- 

über- 



mung 

einstim- 




mung 


1. Allgemeines System 




— Invalidität Arbeiter 

Über- 

keine 



einstim- 

Über- 



mung 

einstim- 




mung 


— Invalidität Angestellte 

keine 

keine 

I 


Über- 

über- 



einstim- 

i Stim- 



mung 

mung 


2. System der Seeleute seedienstuntauglich 

keine 

keine 



Über- 

Über- 



einstim- 

einstim- 



mung 

mung 


Invalidität Arbeiter 

Über- 

keine 

i 


einstim- 

Über- 



mung 

einstim- 




mung 

1 L 

TnA7-;=tli Hität A r>rTP<5tpl Itp 

keine 

keine 






Über- 

Über- 

i 


einstim- 

einstim- 



mung 

mung 


Soweit die vom belgischen Träger anerkannte Invalidität allgemein ist 

Nur, wenn der belgische Träger die Unfähigkeit zur Untertage- und übertagearbeit anerkannt hat. 
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Träger der französischen Systeme, für die der Beschluß bei Übereinstimmung bindend ist 


Landwirtschaftliches System | 

Knappschaftliches System | 

System der Seeleute 

IIL ! 

Gruppe 
Dritte 1 

Invalidi- 
tät Va 

Gesamt- 

invali- 

dität 

Dritte 

Allge- 
meine 
Invalidi- 
tät 2/3 

Dritte 

1 

Berufs- 

invali- 

dität 

Allge- 
meine 
Invalidi- 
tät 2/3 

Gesamt- 

invali- 

dität 

Dritte 

keine 

Über- 

keine 

1 

keine 

Über- 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

Über- 

einstim- 

Über- 

Über- 

einstim- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

einstim- 

mung 

einstim- 

einstim- ' 

mung 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

mung 


mung 

mung 


mung 

mung 

mung 

mung 

[ 

mung 

keine 

Über- 

keine 

1 

1 

keine 

Über- 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

Über- 

einstim- 

Über- 

Über- ' 

einstim- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

einstim- 

mung 

einstim- 

einstim- , 

mung 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

mung 


mung 

mung 


mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

Über- 




Über- 

Über- 

Über- 

Über- ' 

Über- 

Über- 

einstim- 




einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- ^ 

einstim- 

einstim- 

mung 2) 


1 


mung 

mung 

mung ' 

1 

mung 

mung 

mung 



1 


keine 

Über- 

keine * 

keine 

Über- 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

Über- 

einstim- 

Über- 

Über- 

einstim- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

einstim- 

mung 

einstim- 

einstim- 

mung 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

mung 


mung 

mung 


mung 

mung 

mung 

mung 

mung 


keine 

Über- 

keine 

keine , 

Über- 

keine 

keine 

keine 

keine 

kedne 

über- 

einstim- , 

Über- 

Über- 

einstim- 

über- 

über- 

Über- 

Über- 

Über- 

einstim- 

mung ' 

einstim- 

einstim- ^ 

mung 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

mung 

i 

mung 

mung 


mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

über- 

über- 

über- 

über- 

über- 

über- 

über- 

Über- 

über- 

Über- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

mung i 

i 

mung 

mung 

mung 

mung 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- i 

Über- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

keine 

Über- 

keine 

keine 

Über- 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

Über- 

einstim- 

Über- 

Über- 

einstim- 

Über- 

Uber- 

Über- 

Über- 

Über- 

einstim- 

mung 

einstim- 

einstim- 

mung 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

mung 


mung 

mung 


mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

keine 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

Über- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

einstim- 

mung 

mung 

mung 

mung , 

mung 

mung 

mung 

mung 

mung 

mung 
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Italien 


Mit- ' 

glied- ! Beschluß über die Anerkennung der Invalidität 
Staat 


Träger der italienischen Systeme, für die der 
Beschluß bei Übereinstimmung bindend ist 


Systeme 


Allgemeines System 
Arbeiter ■ Angestellte 


Seeleute 

seedienst- 

untauglich 


1. Allgemeines System 


B 


2. Knappschaftliches System 

— Allgemeine Invalidität (Teil . . .) 

— Berufsinvalidität 


3. System der Seeleute 


Über- 

einstimmung 

Über- 

einstimmung 


Über- 

einstimmung 

Über- 

einstimmung 


keine Über- 
einstimmung 

i 

keine Über- 
einstimmung 


keine Über- 
einstimmung 

keine Über- 
einstimmung 


keine Über- 
einstimmung 

keine Über- 
einstimmung 


keine Über- 
einstimmung 

I 

keine Über- , 
einstimmung ! 


Allgemeines System 
IIL Gruppe (Dritte) 

11. Gruppe 

I. Gruppe 


I über- 
I einstimmung 


Über- 

einstimmung 


I keine Über- 
1 einstimmung 


F 


2. Landwirtschaftliches System 
Allgemeine Gesamtinvalidität 
Allgemeine Teilinvalidität . . 
Dritte 


Über- 

einstimmung 


Über- 

einstimmung 


3. Knappschaftliches System 
Allgemeine Teilinvalidität 

Dritte 

Berufsinvalidität 

4. System der Seeleute 
Allgemeine Teilinvalidität 

Dritte 

Berufsinvalidität 


Über- 

einstimmung 

keine Über- 
einstimmung 


keine Über- 
einstimmung 


Über- 

einstimmung 

keine Über- 
einstimmung 


keine Über- 
einstimmung 


keine Über- 
einstimmung 


keine über- j 
einstimmung 


keine Über- 
einstimmung 


Invalidität Arbeiter . . 
Invalidität Angestellte 


I Über- ! über- | 

einstimmung einstimmung | keine über- 

I keine Über- keine über- ! einstimmung 

1 einstimmung einstimmung | 
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Luxemburg 


Bcsdiluß über die Anerkennung der Invalidität 


Träger der luxemburgischen Systeme, für die 
der Beschluß bei Übereinstimmung bindend ist 


Systeme 


Invalidität Arbeiter Invalidität Angestellte 


1 . Allgemeines System 


Übereinstimmung Übereinstimmung 


2. Knappschaftliches System 

— Teilinvalidität Übereinstimmung Übereinstimmung 

— Berufsinvalidität keine Übereinstimmung keine Übereinstimmung 


3. System der Seeleute Übereinstimmung Übereinstimmung 


1. Allgemeines System 
III. Gruppe (Dritte) . 


11. Gruppe ■ lübereinstimmung 

I. Gruppe J 

2. Landwirtschaftliches System 

Allgemeine Gesamtinvalidität 


^Übereinstimmung 


Allgemeine Invalidität zu Vs ^Übereinstimmung Übereinstimmung 

Dritte J J 


3. Knappschaftliches System 
Invalidität zu Vs 


Übereinstimmung Übereinstimmung 


Berufsinvalidität keine Übereinstimmung keine Übereinstimmung 


4. System der Seeleute 
Teilinvalidität 


Übereinstimmung [Übereinstimmung 


Berufsinvalidität keine Übereinstimmung keine Übereinstimmung 


1. Allgemeines System 
Invalidität Arbeiter 


Übereinstimmung 


Invalidität Angestellte keine Übereinstimmung ' 

i 

2. Seeleute j 

I seedienstuntauglich i 


[Übereinstimmung 


b Soweit der belgische Träger Erwerbsunfähigkeit anerkannt hat." 
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Artikel 5 

Der in Artikel 40 Abs. 2 der Verordnung Nr. . . . 

genannte Anhang V erhält folgenden Wortlaut: 

„Anhang V 

(Artikel 40 Abs. 2 der Verordnung) 

Mindestrenten bei Erwerbsunfähigkeit, Alter und für 

Hinterbliebene nach den Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten 

A. Belgien 
Keine. 

B. Deutschland 
Keine. 

C. Frankreich 

Mindestleistungen sind in folgenden Systemen 
und Zweigen vorgesehen: 

1. System für Arbeitnehmer und Gleichgestellte 
nichtlandwirtschaftlicher Berufe (Allgemeines 
System der sozialen Sicherheit) 

a) Versicherung für den Fall der Erwerbsun- 
fähigkeit 

i) Erwerbsunfähigkeitsrenten für Sozial- 
versicherte 

ii) Erwerbsunfähigkeitsrenten für Ver- 
witwete 

b) Versicherung für den Fall des Alters und 
des Todes (Renten) 

i) Altersruhegeld 

ii) Altersrenten (vom 65. Lebensjahr des 
Versicherten oder vom 60. Lebensjahr 
an im Falle einer in Altersruhegeld 
umgewandelten Erwerbsunfähigkeits- 
rente oder zwischen dem 60. und 65. 
Lebensjahr, wenn der Versicherte als 
erwerbsunfähig anerkannt ist) 

iii) Verwitwetenrenten (vom 65, Lebens- 
jahr des überlebenden Ehegatten an 
oder zwischen dem 60. und 65. Lebens- 
jahr, wenn der überlebende Ehegatte 
als erwerbsunfähig anerkannt ist) 

iv) Verwitwetenaltersrenten (Verwitwe- 
tenerwerbsunfähigkeitsrenten, die 
vom 60. Lebensjahr des Rentners von 
Amts wegen in Altersrente umzuwan- 
deln ist). 

2. System für Arbeitnehmer der landwirtschaft- 
lichen Berufe und Gleichgestellte 

Die Mindestrenten bei Erwerbsunfähigkeit, 
Alter oder für Hinterbliebene sind die glei- 
chen wie im allgemeinen System der sozialen 
Sicherheit. 


3. System für Arbeitnehmer der Bergwerke und 
gleichgestellter Unternehmen 

Die Mindestrenten bei Erwerbsunfähigkeit, 
Alter oder für Hinterbliebene sind die glei- 
chen wie im allgemeinen System der sozialen 
Sicherheit. 

D. Italien 

Erwerbsunfähigskeits-, Alters- und Hinterbliebe- 
nenmindestrenten sind in den allgemeinen und 
Sondersystemen der Erwerbsunfähigkeits-, Al- 
ters- und Hinterbliebenenversicherung (Renten) 
vorgesehen. 

E. Luxemburg 

Mindestleistungen sind in folgenden Systemen 
und Zweigen vorgesehen: 

1. Erwerbsunfähigkeits- und Altersrenten der 
Systeme für Arbeiter- und Angestellte, wenn 
der Versicherte mindestens 3000 Pflichtversi- 
cherungstage zurückgelegt hat. 

2. Erwerbsunfähigkeits- und Altersrenten der 
Systeme für Arbeiter und Angestellte, wenn 
der Versicherte vor seinem 25. Lebensjahr 
eine Beschäftigung ausgeübt und durch- 
schnittlich 240 Arbeitstage im Jahr zurückge- 
legt hat. 

3. Die Hinterbliebenenrenten der vorgenannten 
Systeme, wenn der Versicherte die Voraus- 
setzungen nach Ziffer 1. oder 2. erfüllt hat. 

F. Niederlande 
Keine." 


Artikel 6 

Der in Artikel 73 der Verordnung Nr. . . . genannte 

Anhang VI erhält folgenden Wortlaut: 

„Anhang VI 

(Artikel 73 der Verordnung) 

Besondere Bestimmungen über die Anwendung der 
Rechtsvorschriften bestimmter Mitgliedstaaten 

A. Belgien 
Keine. 

B. Deutschland 

1. a) Soweit die deutschen Rechtsvorschriften 
über die gesetzliche Unfallversicherung es 
nicht bereits vorschreiben, entschädigen 
die deutschen Träger nach diesen Vor- 
schriften auch Unfälle (und Berufskrank- 
heiten), die vor dem 1. Januar 1919 in El- 
saß-Lothringen eingetreten und auf Grund 
der Entscheidung des Völkerbundrates 
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vom 21. Juni 1921 (Reichsgesetzblatt 
S. 1289) nicht von französischen Trägern 
übernommen worden sind, solange der 
Verletzte oder seine Hinterbliebenen im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates woh- 
nen. 

b) Artikel 10 der Verordnung berührt nicht 
die Rechtsvorschriften, nach denen aus Un- 
fällen (Berufskrankheiten) und Zeiten, die 
außerhalb des Hoheitsgebiets der Bundes- 
republik Deutschland eingetreten bezie- 
hungsweise zurückgelegt sind, Leistungen 
an Berechtigte außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht oder nur unter be- 
stimmten Voraussetzungen gezahlt wer- 
den, 

2. a) Für die Entscheidung, ob Zeiten, die nach 

den deutschen Rechtsvorschriften Ausfall- 
zeiten oder Zurechnungszeiten sind, als 
solche angerechnet werden, stehen die 
nach den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaats entrichteten Pflichtbeiträge 
und der Eintritt in die Versicherung eines 
anderen Mitgliedstaats den Pflichtbeiträ- 
gen nach den deutschen Rechtsvorschriften 
und dem Eintritt in die deutsche Renten- 
versicherung gleich. 

Bei der Ermittlung der Anzahl der Kalen- 
dermonate vom Eintritt in die Versiche- 
rung bis zum Eintritt des Versicherungs- 
falles bleiben auch die in diese Zeit entfal- 
lenden gleichgestellten Zeiten nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied- 
staates sowie die Zeiten des Bezuges einer 
Rente nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaates unberücksichtigt. 

b) Buchstabe a) findet auf die pauschale Aus- 
fallzeit keine Anwendung. Jedoch sind bei 
der Ermittlung der pauschalen Ausfallzeit 
Versicherungszeiten und gleichgestellte 
Zeiten in einem anderen Mitgliedstaat bei 
der Ermittlung der Gesamtzeit zu berück- 
sichtigen und von dieser abzuziehen. 

c) Für die Anrechnung einer Zurechnungszeit 
nach den deutschen Rechtsvorschriften 
über die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung ist weiterhin Voraussetzung, daß der 
letzte, nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten entrichtete Betrag zur knappschaftli- 
chen Rentenversicherung entrichtet wor- 
den ist. 

d) Für die Anrechnung deutscher Ersatzzeiten 
gelten ausschließlich die innerstaatlichen 
deutschen Rechtsvorschriften. 

3. a) Trifft eine nach den deutschen Rechtsvor- 

schriften zu gewährende Rente wegen Be- 
rufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit oder 
ein Altersruhegeld mit einer Verletzten- 
rente zusammen, die nach den Rechtsvor- 
schriften eines anderen Staates für einen 
Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit 
gewährt wird, so gilt als Jahresarbeitsver- 


dienst derjenige, der für einen vergleich- 
baren Verletzten im Zeitpunkt des Unfalls 
nach den deutschen Rechtsvorschriften 
festzusetzen wäre; maßgebend sind dabei 
die Rechtsvorschriften, die an dem Ort gel- 
ten, an dem der Berechtigte im Hoheitsge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland 
wohnt, oder, falls er außerhalb dieses Ge- 
bietes wohnt, die an dem Ort gelten, an 
dem der zuständige Träger der deutschen 
Rentenversicherung seinen Sitz hat. Der 
Jahresarbeitsverdienst des vergleichbaren 
Verletzten ist nach den deutschen Rechts- 
vorschriften zu ermitteln oder neu zu be- 
rechnen. 

b) Die Summe der Unfallrente und des schein- 
baren Leistungsbetrages (Artikel 35 Ab- 
satz 2) ohne Leistungszuschläge, Kinderzu- 
schüsse und Steigerungsbeträge der Hö- 
herversicherung werden der von den deut- 
schen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
Höchstgrenze gegenübergestellt. Der über 
die Höchstgrenze hinausgehende Betrag 
ist der fiktive Ruhensbetrag. Er ist im Ver- 
hältnis der Versicherungszeit (Artikel 35 
Abs. 3) zu teilen. Der auf die deutsche Zeit 
entfallende Ruhensbetrag ist von der deut- 
schen Teilrente abzuziehen. 

4. Für die Prüfung der Frage, ob ein waisenren- 
tenberechtigtes Kind vorhanden ist, stehen 
dem Bezug einer Waisenrente nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften der Bezug einer der 
in Artikel 63 der Verordnung genannten Lei- 
stungen oder einer anderen nach den fran- 
zösischen Rechtsvorschriften für ein in Frank- 
reich wohnendes minderjähriges Kind ge- 
währten Familienleistung gleich. 

5. a) Ergeben sich aus der Durchführung der 

Verordnung oder weiteren Verordnungen 
über die soziale Sicherheit für einzelne 
Träger der Krankenversicherung außerge- 
wöhnliche Belastungen, so können diese 
ausgeglichen werden. Zu diesem Zweck 
wird bei der Verbindungsstelle für die 
Krankenversicherung ein Ausgleichsfonds 
gebildet, über den Ausgleich entscheidet 
auf Antrag die Verbindungsstelle für die 
Krankenversicherung im Einvernehmen 
mit den anderen Spitzenverbänden der 
Träger der Krankenversicherung. Die zur 
Durchführung erforderlichen Mittel wer- 
den dem Ausgleidisfonds entnommen. 

6. Die nach Artikel 44 Abs. 2 zu erstattenden Be- 
träge werden auf die Träger der deutschen Un- 
fallversicherung umgelegt. 

C. Frankreich 

1. a) Die Beihilfe für alte Arbeitnehmer wird 
entsprechend den nach den französischen 
Rechtsvorschriften für französische Arbeit- 
nehmer geltenden Voraussetzungen allen 
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Arbeitnehmern gewährt, die Staatsangehö- 
rige der übrigen Mitgliedstaaten sind und 
im Zeitpunkt der Antragstellung auf fran- 
zösischem Hoheitsgebiet wohnen. 

b) Das gleiche gilt für Flüchtlinge und Staa- 
tenlose. 

c) Die Verordnung berührt nicht die franzö- 
sischen Rechtsvorschriften, auf Grund deren 
im französischen Mutterland oder in den 
überseeischen Departements Frankreichs 
zurückgelegte Beschäftigungszeiten oder 
gleichgestellte Zeiten für den Erwerb des 
Anspruchs auf die Beihilfe für alte Arbeit- 
nehmer angerechnet werden. 

2. Die in den besonderen Rechtsvorschriften 
über soziale Sicherheit im Bergbau vorgese- 
hene Sonderzulage und nicht zusammenrech- 
nungsfähige Entschädigung werden nur den 
im französischen Bergbau beschäftigten Ar- 
beitnehmern gewährt. 

3. Das Gesetz Nr. 65 — 655 vom 10. Juli 1965, 
nach dem die französischen Staatsangehöri- 
gen, die im Ausland eine berufliche Tätigkeit 
ausüben oder ausgeübt haben, dem System 
der freiwilligen Altersversicherung beitreten 
können, wird auf die Angehörigen der übri- 
gen Mitgliedstaaten wie folgt angewendet: 

— Die gegenüber dem französischen System 
zur freiwilligen Versicherung berechtigen- 
de Berufstätigkeit darf weder auf franzö- 
sischen Hoheitsgebiet noch in dem Staat 
ausgeübt werden oder ausgeübt worden 
sein, dessen Staatsangehöriger der Arbeit- 
nehmer ist; 

— der Arbeitnehmer muß in seinem Zulas- 
sungsantrag auf Anwendung dieses Geset- 
zes nachweisen, daß er mindestens zehn 
Jahre ununterbrochen oder mit Unterbre- 
chungen entweder in Frankreich gewohnt 
hat oder während der genannten Dauer 
nach den französischen Rechtsvorschriften 
Pflicht- oder freiwillig weiterversichert 
war. 

D. Italien 
Keine. 

E. Luxemburg 

In Abweichung von Artikel 76 Abs. 2 der Ver- 
ordnung werden Versicherungszeiten oder gleich- 
gesteilte Zeiten, die vor dem 1. Januar 1946 nach 
den luxemburgischen Rechtsvorschriften über die 
Rentenversicherung für den Fall der Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit, des Alters oder des Todes 
zurückgelegt wurden, nur insoweit berücksichtigt, 
als die Anwartschaften am 1. Januar 1959 auf- 
rechterhalten waren oder späterhin nach diesen 
Rechtsvorschriften oder nach den in Kraft befind- 
lichen oder zu schließenden zweiseitigen Abkom- 
men wieder aufgelebt sind. Soweit mehrere zwei- 
seitige Abkommen in Betracht zu ziehen sind, 


werden die Versicherungszeiten oder gleichge- 
stellten Zeiten von dem am weitesten zurücklie- 
genden Zeitpunkt an berücksichtigt. 

F. Niederlande 

1. Anwendung der niederländischen Rechtsvor- 
schriften über die (allgemeine) Altersversiche- 
rung 

a) Als nach den niederländischen Rechtsvor- 
schriften über die allgemeine Altersver- 
sicherung zurück gelegte Versicherungszei- 
ten gelten bei der Anwendung von Arti- 
kel 35 der Verordnung auch die Zeiten vor 
dem 1. Januar 1957, in denen der Berech- 
tigte nach dem 15. Lebensjahr im Hoheits- 
gebiet der Niederlande gewohnt hat oder 
in denen er in den Niederlanden eine ent- 
lohnte Tätigkeit im Dienst eines in diesem 
Lande wohnhaften Arbeitgebers ausgeübt 
hat, während er im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates wohnte. 

b) Soweit die unter Absatz a) zu berücksich- 
tigenden Zeiten mit Zeiten zusammenfal- 
len, die bei der Berechnung der nach den 
Rechtsvorschriften für Altersversicherung 
eines anderen Landes zu gewährenden 
Rente berücksichtigt werden, bleiben sie 
außer Betracht. 

c) Für die verheiratete Frau, deren Mann An- 
spruch auf eine Leistung nach den nieder- 
ländischen Rechtsvorschriften über die 
(allgemeine) Altersrente hat, werden als 
Versicherungszeiten auch die Zeiten be- 
rücksichtigt, die vor dem Tag liegen, an 
dem sie das 65. Lebensjahr erreicht hat, 
und in denen sie während ihrer Ehe im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates oder 
mehrerer Mitgliedstaaten gewohnt hat, 
soweit diese Zeiten mit den von ihrem 
Ehemann nach diesen Rechtsvorschriften 
zurück gelegten und mit den nach Absatz a) 
zu berücksichtigenden Versicherungszeiten 
zusammenfallen. 

d) Soweit die nach Absatz a) für die verhei- 
ratete Frau zu berücksichtigenden Zeiten 
mit Zeiten zusammenfallen, die zur Be- 
rechnung der Rente berücksichtigt werden, 
die ihr nach den Rechtsvorschriften über 
die Altersversicherung eines anderen Lan- 
des zu zahlen sind, oder mit Zeiten, in de- 
nen sie eine Altersrente auf Grund derarti- 
ger Rechtsvorschriften erhalten hat, blei- 
ben sie außer Betracht. 

e) Für die Frau, die verheiratet gewesen ist 
und deren Mann den niederländischen 
Rechtsvorschriften über die Altersversiche- 
rung unterstanden hat oder von der gilt, 
daß sie Versicherungszeiten im Sinne von 
Absatz a) zurückgelegt hat, finden die Ab- 
sätze c) und d) entsprechende Anwendung. 

f) Zeiten vor dem 1. Januar 1957 werden bei 
der Berechnung der Altersrente nur be- 
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rücksichtigt, wenn der Versicherte nach 
dem 59. Lebensjahr sechs Jahre im Ho- 
heitsgebiet eines Mitgliedstaates oder 
mehrerer Mitgliedstaaten gewohnt hat, 
und wenn er im Hoheitsgebiet eines die- 
ser Mitgliedstaaten wohnt. 

2. Anwendung der niederländischen Rechtsvor- 
schriften über die (allgemeine) Witwen- und 
Waisenrente 

a) In Anwendung des Artikels 35 der Ver- 
ordnung gelten als Versicherungszeiten, 
die nach den niederländischen Rechtsvor- 
schriften Über die (allgemeine) Witwen- 
und Waisrenrente zurückgelegt worden 
sind, auch Zeiten vor dem 1. Oktober 1959, 
in denen der Arbeitnehmer nach dem 15. 
Lebensjahr im Hoheitsgebiet der Nieder- 
lande gewohnt oder in denen er in den 
Niederlanden im Dienst eines im diesem 
Lande ansässigen Arbeitgebers gestanden 
hat, während er im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates wohnte. 

b) Soweit die nach Absatz a) zu berücksichti- 
genden Zeiten mit Versicherungszeiten zu- 
sammenfallen, die auf Grund der Rechts- 
vorschriften eines anderen Landes über 
die Hinterbliebenenleistungen zurückge- 
legt worden sind, bleiben sie außer Be- 
tracht. 

3. Anwendung der niederländischen Rechtsvor- 
schriften über die Versicherung für den Fall 
der Arbeitsunfähigkeit 

a) Für die Anwendung des Artikels 35 der 
Verordnung gelten als Versicherungszei- 


ten, die nach den niederländischen Rechts- 
vorschriften über die Versicherung für den 
Fall der Arbeitsunfähigkeit zurückgelegt 
worden sind, auch die in den Niederlan- 
den vor dem 1. Juli 1967 zurückgelegten 
Beschäftigungszeiten und gleichgestellten 
Zeiten, 

b) Die nach Absatz a) zu berücksichtigenden 
Zeiten gelten als Versicherungszeiten, die 
auf Grund der in Artikel 26 Abs. 1 der 
Verordnung bezei ebneten Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaates zurückgelegt 
worden sind." 


Artikel 7 

Artikel 77 Abs. (1) der Verordnung erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Die in Artikel 1 Buchstabe (a), Artikel 6 Ab- 
satz (2) Buchstabe (c), Artikel 7 Abs. (2), Artikel 8 
Abs. (3), Artikel 26 Abs. (2), Artikel 29 Abs. (3), Ar- 
tikel 40 Abs. (2) sowie Artikel 73 bezeichneten An- 
hänge dieser Verordnung sind Bestandteil der vor- 
liegenden Verordnung. " 


Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des sieben- 
ten Monats nach Veröffentlichung der in Artikel 79 
der Verordnung Nr. . . . bezeichneten Durchführungs- 
verordnung in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Wie in Artikel 77 Abs. 1 des Vorschlages einer Ver- 
ordnung zur Anwendung der Systeme der sozialen 
Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die 
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 
(nachstehend als revidierte Verordnung Nr. 3 be- 
zeichnet), vorgesehen ist, soll diese Verordnung die 
Anhänge zur revidierten Verordnung Nr. 3, die Be- 
standteil derselben sind, feststellen. Die Verordnung 
entspricht dem Entwurf, den die Verwaltungskom- 
mission vorbehaltlich vor allem der durch die Un- 
terschiede zwischen idem Entwurf der Verwaltungs- 
kommission zur revidierten Verordnung Nr. 3 und 
dem von der Kommission der EWG dem Rat am 
11. Januar 1966 zugeleiteten Vorschlag notwendig 
gewordenen Änderungen ausgearbeitet hat. Eine 
Übersicht über die Übereinstimmungen der Anhänge 
der Verordnung Nr. 3 und der Anhänge, die Gegen- 
stand dieser Verordnung sind, findet sich in An- 
hang III. 

Vier Anhänge der Verordnung Nr. 3 wurden gestri- 
chen, und zwar die Anhänge A, B C und E; 

— Der Anhang A (Begriffsbestimmungen der Ho- 
heitsgebiete und der Staatsangehörigen, auf wel- 
che die Verordnung Anwendung findet) hat sich, 
als überflüssig herausgestellt, da es sich um ein 
allgemeines Problem hinsichtlich des Geltungs- 
bereichs des Gemeinschaftsrechts handelt. 

— Der Anhang B (Rechtsvorschriften, auf welche die 
Verordnung Anwendung findet) wird nach Maß- 
gabe von Artikel 3 der revidierten Verordnung 
Nr. 3 durch einseitige Erklärungen im Sinne ein- 
facher Mitteilungen ersetzt, und zwar unter Be- 
rücksichtigung der Rechtsprechung des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften in den 
Rechtssachen 100/63 ^) und 24/64 nach der 
dieser Verordnung auf alle Rechtsvorschriften 
über die soziale Sicherheit, die die in Artikel 2 
der Verordnung Nr. 3 genannten Leistungen zum 
Gegenstand haben, volle Anwendung findet, auch 
wenn sie nicht in dem ausschließlich hinweisen- 
den VerzeichnJs des Anhanges B aufgeführt sind. 

— Der Anhang C schränkte die Grundsätze der Zu- 
sammenrechnung der Versicherungszeiten und 
der Ausfuhr der Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
ein. 

— Der Anhang E sah Einschränkungen hinsichtlich 
der Ausfuhr bestimmter Leistungen bei Alter vor. 

Die Streichung der Anhänge C und E spiegelt die 
Verbesserung mehrer grundlegender Bestimmungen 
durch die revidierte Verordnung Nr. 3 wider. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 182 
vom 12. November 1964; 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 219 
vom 30, Dezember 1964. 


Der Verordnungsvorschlag umfaßt 6 Anhänge, da- 
von drei neue. Drei Anhänge bringen wesentliche 
Bestimmungen, und zwar: 

— Anhang II (alter Anhang D) über die Bestimmun- 
gen aus zweiseitigen Abkommen, die weiterhin 
Anwendung finden; die beibehaltenen Bestim- 
mungen wurden gekürzt, und zwar einerseits 
durch die in der revidierten Verordnung Nr. 3 
enthaltenen Verbesserungen und andererseits 
durch die Streichung der Bestimmungen, die aus- 
schließlich Ausführungebestimmungen sind, also 
nicht in die Grundverordnung gehören, von de- 
nen jedoch einige unter Umständen in die Durch- 
führungsverordnung (revidierte Verordnung 
Nr. 4) aufgenommen werden können. 

— ■ Der neue Anhang IV gibt eine Aufstellung der 
Übereinstimmung der von den Rechtsvorschriften 
der einzelnen Mitgliedstaaten festgelegten We- 
sensmerkmale der Invaliditätsstufen, so daß die 
Gewährung der Renten beschleunigt wird. 

— Anhang VI (alter Anhang G) führt die besonde- 
ren Bestimmungen über die Anwendung der 
Rechtsvorschriften bestimmter Mitgliedstaaten 
auf. 

— Der neue Anhang V list eine einfache Übersicht 
und beschränkt sich auf die Aufzählung der von 
den Rechtsvorschriften jedes Mitgliedstaates vor- 
gesehenen Mindestrenten. 

Von den beiden übrigen Anhängen gibt der eine eine 
ergänzende Definition, der andere eine Übersicht: 

— Der Anhang I über die einmaligen Geburtsbei- 
hilfen, die der in der Verordnung bestimmte Be- 
griff „Familienleistungen'' ausschließt, enthält 
keine wesentlich neuen Bestimmungen. 

— Der Anhang III (alter Anhang F) ist eine Über- 
sicht über die Rechtsvorschriften, nach denen die 
Höhe der Invaliditätsrenten nicht von der vom 
Versicherten zurückgelegten Gesamtversiche- 
rungsdauer abhängt. 

Nachfolgend eine eingehendere Analyse der ein- 
zelnen Anhänge. 


Anhang I 

Einmalige Geburtsbeihilfen, die der in Artikel 1 
Buchstabe u) der revidierten Verordnung Nr. 3 
bestimmte Begriff „Familienleistungen“ ausschließt 

Der Ausschluß der einmaligen Geburtsbeihilfen, der 
aus der Begriffsbestimmung der „Familienleistungen" 
nach Artikel 1 Buchstabe u) des Verordnungs Vor- 
schlages resultiert, war nicht Gegenstand eines be- 
sonderen Anhanges zur Verordnung Nr. 3. Diese 
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Bedhilfen gehörten jedoch nicht zum Anwendungsbe- 
reich der Verordnung Nr. 3, der nach Artikel 2 Abs. 1 
nicht die „Familienleistungen", sondern aussdhließ- 
lich die ,, Familienbeihilfen" deckte. Frankreich und 
Luxemburg hatten im übrigen im Anhang B anmer- 
ken lassen, daß die Verordnung Nr. 3 nicht auf die 
französischen Rechtsvorschriften über das Mutter- 
schaftsgeld und auf die luxemburgischen Rechtsvor- 
schriften über die Leistungen bei Geburt anwendbar 
war. Der Ausschluß der in den belgischen Rechtsvor- 
schriften vorgesehenen entsprechenden Beihilfen 
ergab sich hingegen implizite daraus, daß sie in ver- 
schiedenen Bestimmungen aus zweiseitigen Abkom- 
men erwähnt waren, die durch Aufnahme in den An- 
hang D der Verordnung Nr. 3 aufrechterhalten wur- 
den. 

Die Bestimmungen des neuen Anhanges I, von denen 
zur Zeit nur die obengenannten drei Staaten betrof- 
fen werden, ändern demnach nichts an der vorher 
bestehenden Situation. Die Vertreter dieser Staaten 
haben unter Geltendmachung des in der Hauptsache 
bevölkerungspolitischen Charakters dieser Beihilfen 
beantragt, daß diese Beihilfen weiterhin ausgeschlos- 
sen bleiben. 


Anhang II 

Bestimmungen aus Abkommen über soziale Sicher- 
heit, die weiterhin anzuwenden sind, und Zusatz- 
vereinbarungen, die ausnahmsweise nach Inkraft- 
treten der Verordnung abgeschlossen werden können 

(Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe c), Artikel 7 Abs. 2 und 
Artikel 8 Abs. 3 der revidierten Verordnung Nr. 3) 

Die Verordnung zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Fa- 
milien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab- 
wandern, will das Netz der vielfältigen und verschie- 
denen zweiseitigen Abkommen über soziale Sicher- 
heit, die in der Vergangenheit in Kraft waren, durch 
in ein in sich ruhendes System mehrseitiger Koordi- 
nierung ersetzen (vgl. Artikel 5 der revidierten Ver- 
ordnung Nr. 3). Die Verordnung Nr. 3 war auf die- 
sem Wege bereits weit vorgeschritten; zahlreiche 
Abkommensbestimmungen waren jedoch durch 
Übernahme in den Anhang D beibehalten worden, 
und zwar vornehmlich deshalb, weil verschiedene 
Bestimmungen aus zweiseitigen Abkommen günsti- 
ger waren sowie auf Grund des Weiterlebens von 
Verwaltungspartikularismen. Auf diese Weise blie- 
ben für verschiedene Zweige der sozialen Sicher- 
heit wichtige Gemeinschaftsbestimmungen in den 
Beziehungen zwischen bestimmten Mitgliedstaaten 
wirkungslos. 

Die allgemeine Revision der Verordnungen Nr. 3 und 
4 bot Gelegenheit, diese Anomalien im Bereich des 
Möglichen zu unterdrücken, und zwar durch Über- 
nahme der als vorteilhafter erachteten Abkommens- 
bestimmungen in die Verordnung selbst oder in die 
Durdrführungsverordnung, durch Streichung solcher 
Bestimmungen, die eine Einschränkung beinhalten, 
durch Streichung sämtlicher Abkommensbestimmun- 
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gen, die sich mit denen des Vorschlages zur revidiier- 
ten Verordnung decken, oder schließlich dadurch, daß 
die Entscheidung hinsichtlich der Abkommensbe- 
stimmungen über Verwaltungs- und Finanzfragen 
auf die Revision der Durchführungsverordnung ver- 
schoben wurde. 

Artikel 6 des Vorschlages zur revidierten Verord- 
nung sieht jedoch auch weiterhin die Möglichkeit 
vor, daß Bestimmungen aus Abkommen über soziale 
Sicherheit, die ausschließlich zwischen Mitgliedstaa- 
ten geschlossen wurden, aufrechterhalten werden. 
Die, im übrigen beschränkte Zahl der Bestimmun- 
gen, deren Beibehaltung vorgeschlagen wird, darf 
jedoch nicht zu falschen Schlüssen führen (Teil A des 
Anhanges), da die meisten Bestimmungen zwar von 
dem in Artikel 5 des Verordnungsvorschlages defi- 
nierten Prinzip abweichen, jedoch keine Ausnahmen 
zu den grundlegenden Bestimmungen dieses Vor- 
schlages bilden. 

a) Einige Bestimmungen aus Abkommen zwischen 
Deutschland und den übrigen Mitgliedstaaten be- 
ziehen sich auf den Erwerb von Ansprüchen für 
Zeiten, die vor Inkrafttreten der Verordnung ab- 
geleistet wurden; ihre Aufnahme in den Anhang 
war unter Berücksichtigung der Übergangsbe- 
stimmungen des Verordnungsvorschlages recht- 
lich nicht unbedingt notwendig, erschien jedoch 
im Hinblick darauf, daß sie bereits im entspre- 
chenden Anhang zur Verordnung Nr. 3 enthalten 
waren, sowie zur Vermeidung jeglicher ünsicher- 
heit zweckmäßig. 

b) Aus dem gleichen Grund wird vorgeschlagen, ge- 
wisse Bestimmungen über Leistungen bei Mut- 
terschaft, die keine Familienleistungen im Sinne 
des Verordnungsvorschlages (Artikel 1 Buch- 
stabe u) der revidierten Verordnung Nr. 3) sind, 
in den Anhang aufzunehmen. 

c) Einige Bestimmungen schließlich stimmen mit dem 
Verordnungsvorschlag überein, der in genau de- 
finierten Fällen den Abschluß von zweiseitigen 
Abkommen gestattet (Verzicht der Träger auf 
Erstattung untereinander, Einzelheiten über die 
Erstattung, Einzug der Beiträge). 

Einige Bestimmungen beziehen sich auf die beson- 
deren Probleme, die durch die Koordinierung be- 
stimmter Rechtsvorschriften aufgeworfen werden, 
weshalb sie keine allgemeine Gültigkeit erhalten 
konnten. 

Der Abschluß von Zusatzabkommen wurde in Arti- 
kel 7 des Verordnungsvorschlages vorgesehen, bis 
jetzt hat jedoch noch kein Mitgliedstaat die Absicht 
zum Ausdruck gebracht, sich diese Bestimmungen zu- 
nutze zu machen (Teil B des Anhanges). 

Durch Artikel 8 Abs. 3 des Verordnungsvorschlages 
kommen die Angehörigen sämtlicher Mitgliedstaa- 
ten in den Genuß aller .A.bkommen, die weiterhin in 
Kraft bleiben; ausgenommen hiervon sind die im Teil 
C des Anhanges II genannten Bestimmungen, die in 
der Elauptsache dem weiter oben unter den Buchsta- 
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ben a) und b) beschriebenen Typ entsprechen. Die 
Ausdehnung der Bestimmungen über die einmali- 
gen Geburtsbeihilfen auf die Grenzarbeiter aus allen 
Mitgliedstaaten wurde jedoch dn den bereits in Ar- 
tikel 4 und in Anhang I der Verordnung Nr. 36/63/ 
EWG vom 2. April 1963 vorgesehenen Fällen beibe- 
halten. 

In der folgenden Analyse der Bestimmungen, die 
weiiterhin anwendbar bleiben und im Teil A des An- 
hanges II aufgeführt sind, wird auf die Bestimmun- 
gen hingewiesen, deren Rechtsvorteile ausschließ- 
lich den Staatsangehörigen der vertragschließenden 
Tedle Vorbehalten sind. 


Analyse der Bestimmungen aus Abkommen über 
soziale Sicherheit, die unbeschadet des Artikels 5 
der Verordnung weiterhin gelten 

1 . Belgien — Deu tschland 

a) (Geänderte) Artikel 3 und 4 des Schlußprotokolls 
zum Allgemeinen Abkommen vom 7. Dezem- 
ber 1957. 

In diesen Bestimmungen sind die jeweiligen Ver- 
pflichtungen der belgischen und deutschen Trä- 
ger hinsichtlich der Versicherungszeiten sowie 
der Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten festge- 
legt, die während eines bestimmten Zeitraumes 
in den Gebieten (Eupen, Malmedy, Sankt- Vith, 
Neutral-Moresnet), die aus der Staatshoheit 
eines der beteiligten Staaten in die Staatshoheit 
des anderen Staates übergegangen sind oder zeit- 
weise unter der Verwaltung des anderen Staates 
waren, zurückgelegt wurden oder eingetreten 
sind. 

Diese Zusatzvereinbarung umfaßt nicht den ge- 
samten Personenkreis, auf den die Verordnung 
anwendbar ist. 

Obwohl die Verordnung dieses Schlußprotokoll 
nicht beeinträchtigen kann, scheint es zweckmä- 
ßig, diese Bestimmungen zur Vermeidung jeg- 
licher Unsicherheit in den Anhang aufzunehmen. 

b) Artikel 11 der ersten Zusatzvereinbarung vom 
7. Dezember 1957 zum Allgemeinen Abkommen 
vom gleichen Tag, soweit dieser Artikel sich auf 
die Geburtsbeihilfen bezieht. 

Die Aufrechterhaltung dieser Bestimmung, durch 
die den in Deutschland wohnhaften Grenzgän- 
ger die belgischen Geburtsbeihilfen gewährlei- 
stet werden, ist dadurch gerechtfertigt, daß die 
genannten Beihilfen im Anhang I aus der in Arti- 
kel 1 Buchstabe u) der Verordnung gegebenen 
Begriffsbestimmung der „Familienleistungen" 
ausgeschlossen sind. 

c) Dritte (geänderte) Zusatzvereinbarung vom 
7. Dezember 1957 über die Zahlung von Renten 
für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Allgemei- 
nen Abkommens vom 7. Dezember 1967. 


Das Allgemeine Abkommen ist rückwirkend zum 
1. Januar 1959 in Kraft getreten, also gleichzei- 
tig mit der Verordnung Nr. 3. 

Die Verordnung, die keine Ansprüche für Zeiten 
vor ihrem Inkrafttreten begründen kann (Über- 
gangsbestimmungen: Artikel 53 Abs. 1 der Ver- 
ordnung Nr. 3 und Artikel 76 Abs. 1 der revidier- 
ten Verordnung), beeinträchtigt nicht dieses Ab- 
kommen; zur Vermeidung jeglicher Unsicherheit 
scheint es trotzdem zweckmäßig es in den An- 
hang aufzunehmen. 

Die Vergünstigung aus dieser Zusatzvereinba- 
rung ist nicht auf alle Personen, auf die die Ver- 
ordnung Anwendung findet, ausgedehnt. 

d) Artikel 15 des Sonderabkommens vom 7. Dezem- 
ber 1957 über die Arbeitslosenversiicherung. 

Dieser Artikel beinhaltet den Verzicht auf jeg- 
lichen finanziellen Ausgleich zwischen den ver- 
tragschließenden Teilen; er entspricht Artikel 58 
Abs. 3 der revidierten Verordnung Nr. 3, der die 
Möglichkeit eines solchen Verzichtes vorsieht. 

2. Belgien — Frankreich 

a) Artikel 13, 16 und 23 der Zusatzvereinbarung 
vom 17. Januar 1948 zu dem Allgemeinen Ab- 
kommen vom 17. Januar 1948 (Arbeiter in Berg- 
werken und gleichgestellten Unternehmen). 

i) Artikel 13 a will für die Renten oder Entschä- 
digungen bei Invalidität eine einheitliche Re- 
gelung hinsichtlich ihres Beginns schaffen, 
indem er hierfür den Zeitpunkt bestimmt, zu 
dem der Anspruch auf Barleistungen aus der 
Krankenversicherung nach den Rechtsvor- 
schriften des Landes erlischt, in dem der Be- 
treffende bei Eintritt des Unfalls oder der 
Krankheit, die die Invalidität verursacht 
haben, gearbeitet hat. Die allgemeine An- 
wendung dieser Bestimmung in den Bezie- 
hungen zwischen sämtlichen Mitgliedstaaten 
ist auf Schwierigkeiten gestoßen, da nach 
einigen Rechtsvorschriften die Möglichkeit 
besteht, daß der Betreffende nicht mehr 
krankenversicherungspflichtig ist, jedoch 
weiterhin Anspruch auf eine Invaliditäts- 
rente erheben kann. 

ii) Artikel 16 bestimmt, daß die Invaliditätsrente 
eines Arbeiters, der bei Eintritt des Unfalles 
oder der Krankheit, die die Invalidität verur- 
sacht haben, in einem anderen Land als dem 
des schuldenden Trägers beschäftigt war, auf 
der Grundlage des Lohnes der Arbeiter der 
gleichen Berufsgruppe in dem Land, das zu 
dem obengenannten Zeitpunkt zuständig 
war, zu berechnen ist. In Artikel 36 Abs. 1 
Buchstabe a) und c) der revidierten Verord- 
nung Nr. 3 ist hingegen vorgesehen, daß 
die Rente auf der Grundlage des Durch- 
schnitts der Arbeitsentgelte, Pauschallöhne 
oder Pauschalbeträge zu berechnen ist, die 
den in dem betreffenden Land zurückgeleg- 
ten Versicherungszeiten entsprechen. 
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Zwischen diesen Bestimmungen scheint kein 
wesentlicher Unterschied zu bestehen, da die 
Bergarbeiterrenten im allgemeinen nicht auf 
der Grundlage der tatsächlichen Arbeitsent- 
gelte eines jeden Arbeiters berechnet wer- 
den, sondern auf der Grundlage eines Pau- 
schallohnes; es könnten sich jedoch Grenz- 
fälle ergeben, in denen die erstgenannte Me- 
thode für den Betroffenen vorteilhafter wäre. 

iii) Artikel 23 bestimmt, daß die Gewährung 
des Wohnungs- und Kohledeputats oder der 
entsprechenden Vergütungen an die Rent- 
ner in einer Verwaltungsvereinbarung gere- 
gelt wird. Diese Vereinbarung, die am 
22. März 1951 geschlossen wurde, muß in den 
Anhang der Durchführungsverordnung über- 
nommen werden. 

Diese Leistungen werden den Rentnern von den 
Trägern der sozialen Sicherheit der Bergarbeiter- 
systeme der beiden Länder gewährt. Die franzö- 
sische Caisse autonome nationale für die soziale 
Sicherheit in den Bergwerken beschränkt sich 
jedoch auf den Ausgleich zwischen den Berg- 
werksunternehmen, die die Leistungen nach dem 
Bergarbeiterstatut schulden; in Belgien hingegen 
ist das Kohledeputat in den Rechtsvorschriften 
über die soziale Sicherheit vorgesehen. Die Auf- 
rechterhaltiing dieser Sachleistungen an die Rent- 
ner ist dadurch gerechtfertigt, daß die Entlohnung 
der Bergarbeiter zum Teil in Bar- und zum Teil in 
Sachleistungen, und zwar in Form des Wohnungs- 
und Kohledeputats, erfolgt, während die Renten 
nur auf der Grundlage des Barlohnes berechnet 
werden. 

b) Briefwechsel vom 27. Februar 1953 (Anwendung 
des Artikels 4 Abs. 2 des Allgemeinen Abkom- 
mens). 

Dieser Briefwechsel über die Koordinierung der 
Altersversicherung mit den Pensionssystemen 
der Beamten bezieht sich insbesondere auf den 
Fall der in den diplomatischen oder konsulari- 
schen Dienststellen beschäftigten Arbeitnehmer, 
die für die Rechtsvorschriften des Beschäftigungs- 
landes optiert haben und später von dem vertre- 
tenen Land beamtet wurden; in solchen Fällen 
werden die Rechtsvorschriften des Beschäfti- 
gungslandes angewandt, die die Erstattung der 
Beiträge zur Altersversicherung vorsehen. 

Obwohl die Verordnung nicht auf die Pensions- 
systeme der Beamten anwendbar ist, schien es 
zur Vermeidung jeglicher Unsicherheit zweckmä- 
ßig, diese Übereinkunft in den Anhang aufzu- 
nehmen. 

c) Protokoll vom 28. September 1957 über die Ge- 
burtsbeihilfen nach den französischen Rechtsvor- 
schriften. 

Durch dieses Protokoll werden die im Grenzge- 
biet geborenen Kinder belgischer Staatsangehö- 
rigkeit den Kindern französischer Staatsangehö- 
rigkeit hinsichtlich der Gewährung der Geburts- 
beihilfen gleichgestellt; hinsichtlich der Gewäh- 


rung der Geburtsbeihilfen kennen die belgischen 
Rechtsvorschriften bekanntlich keine unterschied- 
liche Behandlung auf Grund der Staatsangehö- 
rigkeit. Dieses Protokoll ist im Anhang erwähnt, 
wodurch jegliche Zweideutigkeit hinsichtlich der 
weiteren Gültigkeit ausgeschaltet ist; die Über- 
einkunft bleibt in Kraft, weil die in Frankreich 
und Belgien gezahlten einmaligen Geburtsbeihil- 
fen im Anhang I aus der in Artikel 1 Buchstabe u) 
der Verordnung gegebenen Definition der „Fami- 
lienleistungen" ausgeschlossen sind. 

Die Vergünstigung aus diesem Protokoll ist nicht 
auf alle Personen, auf die die Verordnung An- 
wendung findet, ausgedehnt. 


3. Belgien — Italien 

Artikel 5 des Abkommens vom 30. April 1948, so- 
weit er siich auf Nichtmitgliedstaaten bezieht. 

Diese Bestimmung, durch die die Einschränkungen 
für die Ausfuhr der Leistungen bei Arbeitsunfall 
oder bei Berufskrankheit sowie der Altersrenten auf- 
gehoben werden, list vorteiilhafter als Artikel 8 Ab- 
satz 1 der revidierten Verordnung Nr. 3, der nur die 
Gleichheit der Behandlung sicherstellt und die Zah- 
lung der Leistungen in nicht zur Gemeinschaft ge- 
hörende Länder nur insoweit gestattet, als die inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften dies für die Inländer 
zulassen. 

Die Vergünstigung aus der vorgenannten Bestim- 
mung ist nicht auf alle Personen, auf die die Ver- 
ordnung Anwendung findet, ausgedehnt. 


4. Belgien — Luxemburg 

a) Artikel 1, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 11 des Abkommens 
vom 16. November 1959 über die soziale Sicher- 
heit der Grenzgänger, in der Fassung vom 12. Fe- 
bruar 1964. 

i) In Artikel 1 ist ein Grenzgebiet auf belgi- 
scher Seite festgelegt (Provinz Luxemburg 
und Kanton St. Vith); die Bedingung, daß der 
Betreffende in diesem Gebiet beschäftigt und 
wohnhaft ist, gilt jedoch nur für die nachfol- 
gend unter ii) aufgeführten Bestimmungen. 

ii) Die Artikel 3 bis 8 enthalten besondere Be- 
stimmungen über die Gewährung der Sach- 
leistungen aus der Kranken- und Mutter- 
schaftsversicherung und aus der Versiche- 
rung gegen Arbeitsunfälle und Berufskrank- 
heiten sowie darüber, zu wessen Lasten die 
Leistungen gehen; 

— Die Familienangehörigen der Grenzgän- 
ger können die Leistungen sowohl in dem 
Beschäftigungsland als auch in dem Land 
des Wohnsitzes erhalten während Arti- 
kel 18 Abs. 3 der revidierten Verordnung 
Nr. 3 gewisse Einschränkungen für die 
Gewährung der Leistungen in dem Be- 
schäftigungsland vorsieht; 
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— Die ehemaligen Grenzgänger, die eine 
Rente beziehen, und ihre Hinterbliebenen, 
die eine Hinterbliebenenrente beziehen, 
können unter bestimmten Voraussetzun- 
gen beantragen, daß die Sachleistungen 
weiterhin von dem Träger gewährt wer- 
den, bei dem der Arbeiter bei Erwerb des 
Rentenanspruches versichert war,- bezieht 
der Betreffende eine Teilrente nach den 
Rechtsvorschriften beider Länder, so gehen 
die Sachleistungen aus der Kranken- und 
Mutterschaftsversicherung je zur Hälfte zu 
Lasten des Trägers des Wohnlandes und 
des Trägers, bei dem er bei Erwerb des 
Rentenanspruches versichert war; 

— Die Auslagen werden dem Betreffenden 
auf der Grundlage des vom Träger des Be- 
schäftigungslandes angewandten Bezugs- 
tarifes erstattet; 

iii) Artikel 11 sichert den Grenzgängern die in 
den Rechtsvorschriften des Wohnlandes 
vorgesehenen Leistungen bei Geburt zu, 
und zwar zu Lasten dieses Landes. Siehe 
ebenfalls die nachstehenden Ausführungen 
unter b). 

b) Abkommen vom 10. September 1963 über die 
Geburtsbeihilfen. 

In diesem Abkommen ist die Gleichstellung der 
Staatsangehörigen der beiden vertragschließen- 
den Teile für den Erwerb des Anspruchs auf die 
Geburtsbeihilfen und die Zahlung nach den 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes vorgesehen. 
Durch die Erwähnung dieses Abkommens im 
Anhang kann jeder Zweifel über seine weitere 
Gültigkeit vermieden werden; das Abkommen 
bleibt weiterhin in Kraft, weil die in Belgien und 
Luxemburg gezahlten einmaligen Geburtsbeihil- 
fen im Anhang I aus der im Artikel 1 Buch- 
stabe u) der Verordnung gegebenen Definition 
des Begriffs „Familicnleistungen'' ausgeschlossen 
sind. 

Die Vergünstigung aus diesem Abkommen ist 
nicht auf alle Personen, auf die die Verordnung 
Anwendung findet, ausgedehnt. 

5. Belgien — Niederlande 

Artikel 14 dos Abkommens vom 29. August 1947, so- 
Vvueit er die Geburtsbeihilfen betrifft. 

Dieser Artikel beseitigt die Einschränkungen hin- 
sichtlich des Hoheitsgebietes bei der Gewährung der 
Geburtsbeihilfen. Durch die Erwähnung dieser Be- 
stimmung im Anhang kann jeder Zweifel über ihre 
weitere Gültigkeit vormdeden werden; die Bestim- 
7nung bleibt weiterhin in Kraft, weil die in Belgien 
gezahlten einmaligen Geburtsbeihilfen im Anhang I 
aus der in Artikel 1 Buchstabe u) der Verordnung 
gegobonen Definition des Begriffs „Familienleistun- 
gem" ausgeschlossen sind. In den niederländischen | 
Rechtsvorschriften sind solche Beihilfen nicht vorge- 
sehen. I 


Die Vergünstigung aus der vorgenannten Bestim- 
mung ist nicht auf alle Personen, auf die die Verord- 
nung Anwendung findet, ausgedehnt. 

ß. Deutschland ■ — Frankreich 

a) Artikel 11 des Allgemeinen Abkommens vom 
10. Juli 1950 in der Fassung der zweiten Zusatz- 
vereinbarung vom 18. Juni 1955, soweit er die in 
Anwendung von Abkommensbestimmungen, die 
vor Inkrafttreten dieser Verordnung galten, nach 
den Pechtsvorschriften oines Mitgliedstaates fest- 
gesetzten Invaliclitätsrenten betrifft. 

Dieser Artikel über die Umwandlung der Invali- 
ditäts- in Altersrenten bestimmt, daß die deut- 
sche Invaliditätsrente vom vollendeten 60. Le- 
bensjahr an als Altersrente gilt. Die Aufrechtcr- 
haltung dieses Artikels gestattet die Berechnung 
der Invaliditätsrenten vom 60. Lebensjahr an, 
die vor Inkrafttreten dieser Verordnung gemäß 
den Bestimmungen in Titel III Kapitel 3 der 
Verordnung in Übereinstimmung mit dem in die- 
sem Anhang nicht aufgeführten Kapitel 3 des 
Abkomuiens ausschließlich nach den deutschen 
Rechtsvorschriften festgestellt wurden. 

b) Artikel 9 der ersten Zusatzvereinbarung vom 
10. Juli 1950 zum Allgemeinen Abkommen vom 
gleichen Tage (Arbeitnehmer der Bergwerke und 
gleichgestellten Unternehmen). 

Dieser Artikel stimmt mit der unter Punkt 2 a) i) 
besprochenen Bestimmung überein und hat zum 
Ziel, den Rentenbeginn bei Invalidität zu verein- 
li ei fliehen. 

c) Vierte Zusatzvereinbarung vom 10. Juli 1950 zum 
Allgemeinen Abkommen vom gleichen Tag in der 
Fassung der zweiten Ergänzungsvereinbarung 
vom 18. Juni 1955. 

Diese Vereinbarung bestimmt den Staat, dessen 
Träger die Versichcrungszeiten übernehmen 
müssen, die zwischen dem 1. Juli 1940 und dem 
30. Juni 1950 von bestimmten Personengruppen 
zurückgelegt wurden, so von den zu freien Ar- 
beitnehmern gewordenen ehemaligen Kriegsge- 
fangenen, den französischen Arbeitern, die der 
Dienstverpflichtung unterlagen und in Deutsch- 
land beschäftigt waren, sowie den zivilen deut- 
schen Arbeitern, die zwischen dem 8. Mai 1945 
und dem 30. Juni 1950 in Frankreich beschäftigt 
waren und Frankreich vor dem 1. Januar 1951 
verlassen haben. 

Die Aufnahme dieser Bestimmungen in den An- 
hang erfolgt aus den weiter oben unter 1 a) an- 
gegebenen Gründen. 

Die Vergünstigung aus der vorgenannten Zusatz- 
vereinbarung ist nicht auf alle Personen, auf die 
die Verordnung Anwendung findet, ausgedehnt. 

cl) Teile I und III der zweüten Erganzungsvereinba- 
rung vom 18. Juni 1955. Diese Bestimmungen be- 
zit'heii sich auf die Anwendung der Entscheidung 
des Völkerbundsrats vom 21. Juni 1921 (Schieds- 
spruch von Basel) auf bestimmte Versicherungs- 
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Zeiten, die in den Departements Haut-Rhin, Bas- 
Rhin und Moselle zurückgelegt wurden. Die Auf- 
nahme dieser Bestimmungen in den Anhang er- 
folgte aus den weiter oben unter 1 c) angegebe- 
nen Gründen. 

Die Vergünstigung aus diesen Bestimmungen ist 
nicht auf alle Personen, auf die die Verordnung 
Anwendung findet, ausgedehnt. 

e) Punkte 6, 7 und 8 des Allgemeinen Protokolls 
vom 10. Juli 1950 zum Allgemeinen Abkommen 
vom gleichen Tag. 

Diese Bestimmungen beziehen sich auf die Durch- 
führung der weiter oben unter c) erwähnten Vier- 
ten Zusatz Vereinbarung. 

Die Aufnahme dieser Bestimmungen in den An- 
hang erfolgte aus den weiter oben unter 1 c) ange- 
gebenen Gründen. 

Die Vergünstigung aus diesen Bestimmungen ist 
nicht auf alle Personen, auf die die Verordnung 
Anwendung findet, ausgedehnt. 

f) Teile II, III und IV der Vereinbarung vom 20. De- 
zember 1963 über soziale Sicherheit dm Saarland. 

i) Teil II bestimmt, daß Teil I der unter d) ge- 
nannten Zweiten Ergänzungsvereinbarung 
nicht auf die Risiken anwendbar ist, für die 
bereits vor dem 1. Dezember 1965, also vor 
Inkrafttreten der Vereinbarung, Leistungen 
festgesetzt wurden. Die Invaliditäts- und Al- 
tersrenten, die entweder durch Zusammen- 
rechnung der Versdeherungszeiten oder durch 
getrennte Anwendung der französischen 
oder saarländischen Rechtsvorschriften, er- 
worben und bis zum 1. Dezember 1965 fest- 
gestellt wurden, können demnach nicht mehr 
in Frage gestellt werden. 

ii) Der Teil III nimmt die französischen Arbeiter, 
die der Dienstverpflichtung unterlagen, und 
die zu freien Arbeitnehmern gewordenen 
ehemaligen französischen Kriegsgefangenen, 
die zwischen dem 1. Juli 1940 und dem 8. Mai 
1945 im Saarland beschäftigt waren, von den 
Bestimmungen der unter c) erwähnten Vier- 
ten Zusatzvereinbarung aus. 

iii) Nach Abschnitt IV können die vor dem Inkraft- 
treten der Vereinbarung festgestellten Ren- 
ten der aus dieser Vereinbarung Berechtig- 
ten nicht in Frage gestellt werden. 

Die Vergünstigung aus den unter i), ii) und 
iii) genannten Bestimmungen ist nicht auf 
alle Personen, auf die die Verordnung An- 
wendung findet, ausgedehnt. 

7. Deutschland — Italien 

a) Artikel 23 Abs. 2, Artikel 26 und 36 Abs. 3 des 
Abkommens vom 5. Mai 1953. 

i) Artikel 23 Abs. 2 bezieht sich auf den Bei- 
tragseinzug, der in Artikel 74 der revidier- 
ten Verordnung Nr. 3 geregelt ist. Die Auf- 


rechterhaltimg des Artikels 23 Abs. 2 ist da- 
durch gerechtfertigt, daß der vorgenannte 
Artikel die Möglichkeit Vorsicht, daß die 
Mitgliedstaaten Vereinbarungen über seine 
Durchführung abschließen. 

ii) Der Artikel 26 ermächtigt die diplomati- 
schen und konsularischen Dienststellen, die 
Versicherten und ihre leistungsberechtigten 
Angehörigen ohne besonderes Mandat bei 
den Trägern der sozialen Sicherheit, den So- 
zialbehörden und der Sozialgerichtsbarkeit 
des Staates, in dem sie akkreditiert sind, zu 
vertreten. Die Aufrechterhaltung dieser Son- 
derbestimmung ist in den Beziehungen der 
beiden Länder zueinander durch die Zahl der 
italienischen Arbeiter in Deutschland ge- 
rechtfertigt. 

Die Vergünstigung aus dieser Bestimmung 
ist nicht auf alle Personen, auf die die Ver- 
ordnung Anwendung findet, ausgedehnt. 

iii) Artikel 36 bestimmt, daß Leistungen für die 
Zeiten vor Inkrafttreten des Abkommens nur 
insoweit gewährt werden können, als dies 
in einer Zusatzvereinbarung vorgesehen ist. 
Siehe hierzu den nachfolgenden Punkt b). 

b) Zusatzvereinbarung vom 12. Mai 1953 zum Ab- 
kommen vom 5. Mai 1953 über die Zahlung von 
Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Ab- 
kommens. 

Die Aufrechterhaltung dieser Vereinbarung ist 
durch die weiter oben unter 1 c) aufgeführten 
Gründe gerechtfertigt. 

Die Vergünstigung aus dieser Zusatzvereinba- 
rung ist nicht auf alle Personen, auf die die Ver- 
ordnung Anwendung findet, ausgedehnt. 

8. Deutschland — Luxemburg 

Artikel 4, 5, 6 und 7 des Vertrages vom 11. Juli 1959 
über die Beilegung deutsch-luxemburgischer Streit- 
sachen. 

In diesen Artikeln wird der Staat bestimmt, dessen 
Träger die zwischen dem 30. September 1940 und 
dem 1. Juni 1946 zurückgelegten Versicherungszeiten 
übernehmen müssen. 

Die Aufnahme dieser Bestimmungen in den Anhang 
ist durch die weiter oben unter 1 a) aufgeführten 
Gründe gerechtfertigt. 

Die Vergünstigung aus diesen Bestimmungen ist 
nicht auf alle Personen, auf die die Verordnung An- 
wendung findet, ausgedehnt. 

9. Deutschland — Niederlande 

a) Artikel 2 und 3 der Vierten Zusatzvereinbarung 
vom 21. Dezember 1956 zum Abkommen vom 
29. März 1951 über die Regelung der Ansprüche, 
die niederländische Arbeitskräfte, zwischen 
dem 13. Mai 1940 und dem 1. September 1945 in 
der deutschen Sozialversicherung erworben haben. 
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Nach Maßgabe dieser Bestimmungen gelten die 
von niederländischen Staatsangehörigen zwi- 
schen dem 13. Mai 1940 und dem 1. September 
1945 in der deutschen Rentenversicherung abgelei- 
steten Versicherungszeiten als in der niederlän- 
dischen Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebe- 
nenversicherung abgeleistet, wenn der Betreffen- 
de vor dem 1. September 1945 aufgehört hat zu 
arbeiten und spätestens am 31. Dezember 1945 
in die Niederlande zurückgekehrt ist. 

Die Aufnahme dieser Bestimmungen ln den An- 
hang ist durch die weiter oben unter 1 a) laufge- 
führten Gründe gerechtfertigt. 

Die Vergünstigung aus diesen Bestimmungen ist 
nicht auf alle Personen, auf diie die Verordnung 
Anwendung findet, ausgedehnt. 

b) Artikel 9 des Abkommens vom 19. Oktober 1954 
über Arbeitslosenversicherung. 

ln diesem Artikel wird auf jeden finanziellen 
Ausgleich zwiischen den beiden vertragsschlie- 
ßenden Parteien verzichtet; der Artikel stimmt 
mit Artikel 58 Abs. 3 der Verordnung überein, 
der einen solchen Verzicht ermöglicht. 


10. Frankreich — Italien 

a) Artikel 24 des Allgemeinen Abkommens vom 
31. März 1948. 

Dieser Artikel ist mit dem unter Punkt 7 a) iii) 
erwähnten Artikel 36 identisch. 

Die Vergünstigung aus diesem Artikel ist nicht 
auf alle Personen, auf die die Verordnung An- 
wendung findet, ausgedehnt. 

b) Briefwechsel vom 3. März 1956 über die Leistun- 
gen bei Krankheit für Saisonarbeiter in land- 
wirtschaftliichen Berufen. 

Das Ergebnis dieses Briefwechsels besteht meiner 
Verringerung der Dauer der für den Erwerb des 
Leistungsanspruches erforderlichen Beschäfti- 
gungszeit in Frankreich, wenn der Saisonarbeiter 
nicht die von den französischen Rechtsvorschrif- 
ten geforderten Voraussetzungen durch Zusam- 
menrechnung der in Italien und in Frankreich zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten 'erfüllt. 

1 1 . Frankreich — Luxemburg 

Artikel 11, 14 und 21 der Zusatzvereinbarung vom 

12. November 1949 zum Allgemeinen Abkommen 
vom gleichen Tag (Arbeitnehmer der Bergwerke und 
gleichgestellten Unternehmen). 

i) Der Artikel 11 ist mit dem unter Punkt 2 a) i) 
erwähnten Artikel 13 identisch. 

ii) Der Artikel 14 ist mit dem unter Punkt 2 a) ii) 
erwähnten Artikel 16 identisch. 

iii) Der Artikel 21 ist mit dem unter Punkt 2 a) iii) 
erwähnten Artikel 23 identisch. 


12. Frankreich — Niederlande 

Artikel 11 und 18 der Zusatzvereinbarung vom 
1. Juni 1954 zum Allgemeinen Abkommen vom 7. Ja- 
nuar 1950 (Arbeitnehmer der Bergwerke und gleich- 
gestellten Unternehmen). 

i) Der Artikel 1 1 ist mit dem unter 2 a) i) erwähn- 
ten Artikel 13 identisch. 

ii) Der Artikel 18 ist mit dem unter 2 a) iiii) er- 
wähnten Artikel 23 identisch. 

1 3. Italien — Luxemburg 

Artikel 18 Abs. 2 des Allgemeinen Abkommens vom 
25. Mai 1951. 

Diese Bestimmung beseitigt jede Einschränkung bei 
der Zahlung der Teilrenten zu Lasten der Versiche- 
rungsträger (ausschließlich der Rententeile zu La- 
sten eines der beiden Staaten oder der Gemeinden) 
für die Fälle, in denen der Berechtigte außerhalb des 
Hoheitsgebietes der vertragschließenden Teile 
wohnhaft ist, also auch für die Fälle, in denen er im 
Hoheitsgebiet eines zur Gemeinschaft gehörenden 
dritten Staates wohnt. 

Die Aufnahme dieser Bestimmung in den Anhang ist 
durch die unter Punkt 3 genannten Gründe gerecht- 
fertigt; obwohl die Rechtsvorschriften der beiiden 
Staaten derzeit keine Einschränkungen für die Aus- 
fuhr der betreffenden Leistungen mehr vorsehen, be- 
hält diese Bestimmung einen prinzipiellen Wert. 

14. Italien — Niederlande 

Artikel 6 Abs. 1 und Artikel 9 des Allgeme'inen Ab- 
kommens vom 28. Oktober 1952. 

Diese Bestimmungen präzisieren in zweckmäßiger 
Wei.se, daß der Anspruch auf Krankheiits- und Mut- 
terschaftsleistungen nach den Rechtsvorschriften des 
vertragschließenden Teils, denen der Arbeiter zu- 
letzt unterworfen war, während der von der Ver- 
sicherung dieses Teils gedeckten Zeitspanne auf- 
rechterhalten wird; die B'estimmungen finden nur in 
dem Fall Anwendung, in dem der Arbeiter nach den 
Rechtsvorschriften, die für ihn gelten, noch keine 
Ansprüche, auch nicht durch Zusammenrechnung, er- 
worben hat. 

Diese Lösung, die in Artikel 17 Abs. 3 der Verord- 
nung Nr. 3 ausdrücklich erwähnt war und die in der 
revidierten Verordnung Nr. 3 nicht gestrichen 
wurde, führt nicht zu einer Kumulierung von Lei- 
stungen und eröffnet dem Arbeiter auch nicht die 
Möglichkeit, zwischen den nach den Rechtsvorschrif- 
ten der beiden Mitgliedstaaten geschuldeten Leistun- 
gen zu wählen. 

Anhang III 

Rechtsvorschriften, nach denen die Höhe der Lei- 
stungen bei Erwerbsunfähigkeit nicht von der Ge- 
samtversicherungsdauer abhängt 

(Artikel 26 Abs. 2 der revidierten Verordnung Nr. 3) 

Es sei daran erinnert, daß, wenn der Rentenberech- 
tigte ausschließlich solchen Rechtsvorschriften unter- 
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Worten war, nach denen diie Höhe der Invaldditäts- 
renten nicht von der Gesamtversiicherungsdauer ab- 
hängt (Rechtsvorschriften des Typs A nach der Ver- 
ordnung Nr. 3), diese Leistungen prinzipiell von dem 
Träger gewährt werden, bei dem der Betreffende 
zuletzt versichert war. Galten für den Betreffenden 
hingegen Rechtsvorschriften, nach denen die Höhe 
der Invaliditätsrenten von der Gesamtversiicherungs- 
dauer abhängt (Rechtsvorschriften des Typs B nach 
der Verordnung Nr. 3), oder Rechtsvorschriften bei- 
der Typen, so werden die Leistungen ebenso wie die 
Alters- und Hinterbliebenenrenten „pro rata tempo- 
ris“ festgesetzt. 

Bei den nicht im Anhang III erwähnten Rechtsvor- 
schriften handelt es sich um Rechtsvorschriften des 
Typs B nach der Verordnung Nr. 3. 

Man wird feststellen, daß im Gegensatz zum Anhang 
F der Verordnung Nr. 3, nach dem die Rechtsvor- 
schriften über das belgische Sondersystem für Berg- 
leute und ihnen gleichgestellte Arbeitnehmer als 
Rechtsvorschriften des Typs B anzuschen sind, diese 
im Anhang III als Rechtsvorschriften des Typs A defi- 
niert sind. Diese Rechtsvorschriften legen zwar mehr 
oder weniger lange Wartezeiten für die Versicher- 
ten fest (nach dem Alter und danach, ob der Betref- 
fende unter oder über Tage gearbeitet hat), sie set- 
zen jedoch die Höhe der Leistungen nicht in Abhän- 
gigkeit von der Gesamtdauer der von dem Betreffen- 
den zurückgelegten Versicherungszeiten. 


Anhang IV 

Wechselseitige Übereinstimmung 
der Erwerbsminderungsstufen 

(Artikel 29 Abs. 3 der revidierten Verordnung Nr. 3) 

Artikel 29 Abs. 3 der revidierten Verordnung Nr. 3 
bestimmt, daß die vom Träger eines Mdtgliedstaates 
im Hinblick auf die Gewährung einer Teilrente bei 
Invalidität getroffenen Entscheidungen für die Trä- 
ger der übrigen Mitgliedstaaten, die ebenfalls über 
eine Teilrente zu entscheiden haben, verbindlich 
sind, vorausgesetzt, daß die in den Rechtsvorschrif- 
ten dieser Staaten festgelegten Wesensmerkmale 
der Invalidität im Anhang IV als übereinstimmend 
anerkannt sind. 

Diese Bestimmung, die die Feststellung der Invali- 
ditätsrenten beschleunigen und Untersdiiede in der 
Bewertung der objektiven Verhältnisse der Antrag- 
steller vermeiden soll, kann sich nur insoweit aus- 
wirken, als die von dem Träger, der die Entschei- 
dung getroffen hat, angewandten Rechtsvorschriften 
Wesensmerkmale der Invalidität definieren, die den 
in den Rechtsvorschriften der übrigen Mitgliedstaa- 
ten, denen der Arbeiter unterworfen war, festgeleg- 
ten Wesensmerkmale gleichwertig oder, a fortiori, 
restriktiver als diese sind. 

Für die wichtigen Systeme der sozialen Sicherheit 
eines jeden Mitgliedstaates ist demnach zu präzisie- 
ren, ob die von dem Träger eines anderen Mitglied- 


staates getroffene Entscheidung verbindlich ist und, 
wie weit sie in den Fällen verbindlich ist, in denen 
die Systeme des ersten Staates mehrere Erwerbs- 
minderungsstufen kennen. 

Die Anerkennung einer von dem Träger eines ande- 
ren Mitgliedstaates getroffene Entscheidung darf den 
Träger, für den die Entscheidung verbindlich ist, nicht 
hindern, öine höhere Erwerbsminderungsstufe anzu- 
erkennen. So wäre die von einem belgischen Träger 
getroffene Entscheidung, da die belgischen Rechts- 
vorschriften im Gegensatz zu den französischen 
Rechtsvorschriften nur eine Erwerbsminderungs- 
stufe, und zwar eine Veriiingerung der Erwerbsfä- 
higkeit um vorsehen, unmittelbar für einen fran- 
zösischen Träger verbindlich, der sich zwar nicht wei- 
gern könnte, die Erwerbsminderung von Vs anzuer- 
kennen, jedoch auf vollständige Erwerbsunfähigkeit 
erkennen könnte. 

Dies ist Gegenstand der Tabellen im Anhang IV, die 
im Hinblick auf die beiden folgenden Anliegen er- 
stellt wurden: 

— Die Anerkennung einer allgemeinen Erwerbsun- 
fähigkeit, das heißt, die nach der Verringerung 
der allgemeinen Erwerbsunfähigkeit definiert ist, 
durch den Träger eines Mitgliedstaates muß bei 
gleicher Erwerbsminderungsstufe die Anerken- 
nung der allgemeinen Erwerbsunfähigkeit oder, 
hilfsweise, der nach der Verringerung der Fähig- 
keiten zur Ausübung eines bestimmten Berufes 
festgestellten Berufsunfähigkeit durch die Trä- 
ger der übrigen betroffenen Mitgliedstaaten nach 
sich ziehen. Die Anerkennung einer nach der 
Minderung der Fähigkeit zur Ausübung eines be- 
stimmten Berufes festgesetzten Berufsunfähigkeit 
durch den Träger eines Mitgliedstaates kann bei 
gleicher Erwerbsminderungsstufe nur zur Aner- 
kennung der nach der Unfähigkeit zur Ausübung 
desselben Berufes bestimmten Invalidität führen. 
Diese Grundsätze sind insbesondere in den Be- 
Ziehungen zwischen einem allgemeinen und 
einem Sondersystem sowie zwischen den allge- 
meinen Systemen und den Sondersystemen anzu- 
wenden. Auf Grund der oft stark ausgeprägten 
Eigenarten der Sondersysteme konnten nicht alle 
aus diesen Grundsätzen resultierenden Fälle der 
Übereinstimmung erfaßt werden. 

— Die Anerkennung eliner bestimmten Erwerbsmin- 
derungsstufe durch den Träger eines Mitglied- 
staates muß zur Anerkennung der gleichwerti- 
gen Erwerbsminderungsstufe oder, hilfs weise, 
der nächstniederen Stufe durch die Träger der 
übrigen betroffenen Mitgliedstaaten führen, 
wenn die jeweiligen Systeme sich auf die gleiche 
Konzeption der Erwerbsminderung gründen. 

Es ist offensichtlich, daß die Harmonisiierung der De- 
finitionen der Erwerbsunfähigkeit durch die Aner- 
kennung wenigstens zweier Erwerbsminderungsstu- 
fen, und zwar einer Teilinvalidität bei 50 ^/o und einer 
Vollinvalidität, die Feststelluny der Übereinstim- 
mungen sehr erleichtern würde. Die Komission der 
EWG hat 1966 einen Empfehlungsentwurf über eine 
Gemeinschaftsdefinition der einen Leistungsan- 
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Spruch begründenden Erwerbsminderungsstufe an 
den Wirtschafts- und Sozialausschuß geleitet, der 
am 27. September 1966 seine Stellungnahme ab- 
gegeben hat, ebenso an das Europäische Parlament, 
das am 25. Januar 1968 dazu Stellung genommen 
hat -). 

Beim gegenwärtigen Stand schien es nicht möglich, 
in den Beziehungen Deutschlands und der Nieder- 
lande zu den übrigen Mitgliedstaaten Übereinstim- 
mungen festzustellen; offensichtlich ist Deutschland 
auf Grund der zwischen den Rechtsvorschriften be- 
stehenden Divergenzen nämlich nicht bereit, das auf 
die Übereinstimmung gegründete Verfahren anzu- 
nehmen. Was die Niederlande anbelangt, ist diese 
Lücke dadurch zu erklären, daß die neuen niederlän- 
dischen Rechtsvorschriften über die Arbeitsunfähig- 
keit sieben Erwerbsminderungsstufen vorsehen, wo- 
durch die niederländischen Träger in sehr vielen 
Fällen eine zusätzliche Untersuchung der Antrag- 
steller hätten durchführen müssen, um den genauen 
Erwerbsminderungsgrad festzustellen. 

Da eines der Hauptziele dieser Tabellen darin liegt, 
das Verfahren der Rentengewährung zu beschleuni- 
gen, beschränken sich diese Tabellen auf die Über- 
einstimmung der positiven Entscheidungen und be- 
ziehen sich demnach nicht auf die Übereinstimmung 
der Entscheidungen in den Fällen von Nichtanerken- 
nung der Erwerbsminderungsstufe. 

Man darf auf die Möglichkeit hoffen, daß nach einer 
Periode der Erprobung des durch Artikel 29 Abs. 3 
der revidierten Verordnung Nr. 3 geschaffenen Me- 
chanismus die Liste der Fälle erweitert werden 
kann, in denen die Übereinstimmung anerkannt 
wird, und zwar für sämtliche Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft. 


Anhang V 

Mindestrenten bei Erwerbsunfähigkeit, Alter und 
für Hinterbliebene nach den Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten 

(Artikel 40 Abs. 2 der revidierten Verordnung Nr. 3) 

Ist der Gesamtbetrag der nach der Verordnung ge- 
schuldeten Leistungen niedriger als die nach den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dessen 
Hoheitsgebiet der Betreffende wohnt, vorgesehene 
Mindestleistung, so ist der Träger dieses Staates 
nach Artikel 40 Abs. 1 verpflichtet, eine Zulage in 
Höhe des Unterschiedsbetrages zu zahlen, sofern 
der Anspruch auf diese Mindestleistung durch Zu- 
sammenrechnung der in den verschiedenen Mitglied- 
staaten zurückgelegten Versicherungszeiten erwor- 
ben wurde und sofern der Betreffende in dem Wohn- 
land versichert gewesen ist. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 208 
vom 15. November 1966. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 10 
vom 14. Februar 1968. 


Zur Zeit ist nur in den französischen, den italieni- 
schen und luxemburgischen Rechtsvorschriften eine 
Mindestrente vorgesehen. 

Auf Grund der häufigen Änderungen der Höhe die- 
ser Mindestleistungen sowie der Voraussetzungen 
ihrer Gewährung wurde ihre Erwähnung im An- 
hang nicht für zweckmäßig erachtet. 

Da dieser Anhang ausschließlich der Information 
dient, können den Betreffenden dadurch, daß die 
durch Neufassungen von Rechtsvorschriften notwen- 
dig werdenden Änderungen dieses Anhangs mit 
einer gewissen Verzögerung erfolgen, keine Nach- 
teile entstehen. 


Anhang VI 

Besondere Bestimmungen über die Anwendung der 
Rechtsvorschriften bestimmter Mitgliedstaaten 

Artikel 73 der Verordnung 

Vier Mitgliedstaaten, nämlich Deutschland, Frank- 
reich, Luxemburg und die Niederlande haben sich 
veranlaßt gesehen, in diesem Anhang gewisse Be- 
stimmungen über die Anwendung ihrer Rechtsvor- 
schriften vorsehen zu lassen. 

A. Anwendung der belgischen Rechtsvorschriften 
Keine. 

B. Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften 
Nummer 1 

Buchstabe a) 

Auf Grund des Beschlusses des Völkerbundrats vom 
21. Juni 1921 (Baseler Schiedsspruch) hat hinsichtlich 
der Aufwendungen für Arbeitsunfälle oder Berufs- 
krankheiten, die vor dem 1. Januar 1919 in Elsaß- 
Lothringen eingetreten waren, eine allgemeine Aus- 
einandersetzung zwischen den deutschen und den 
französischen Berufsgenossenschaften stattgefunden, 
soweit am 1. Januar 1919 die ersten Berechtigte 
in Elsaß-Lothringen, die letzten Berechtigte in 
Deutschland hatten; die Auseinandersetzung hat auf 
der Grundlage des Wohnsitzes der Berechtigten am 
1. Januar 1919 und ohne Rücksicht auf die Staatsan- 
gehörigkeit stattgefunden (vgl. Artikel I Teil II § 8 
des Beschlusses vom 21. Juni 1921). 

§ 625 RVO ^) bestimmt, daß Leistungen aus der Un- 
fallversicherung grundsätzlich ruhen, wenn sich der 
ausländische Anspruchsberechtigte gewöhnlich in 
einem anderen Staat aufhält. 

Damit unterschiedliche Auslegungen vermieden 
werden, stellt Anhang VI Teil B Nummer 1 Buch- 
stabe a) klar, daß die dort genannten Leistungen in 
die anderen Mitgliedstaaten zu zahlen sind; der 


‘) Reicbsversidierungsordnung 
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Grundsatz des Artikels 10 der Verordnung wird also 
bestätigt. 

Buchstabe b) 

Das Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neurege- 
lungsgesetz sieht vor, daß Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten, die sich Personen, die nach deutschem 
Recht Vertriebene oder heimatlose Ausländer sind, 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland zugezo- 
gen haben, ebenso wie Versicherungs- und Beschäf- 
tigungszeiten, die von solchen Personen während 
ihrer Versicherung bei einem Träger mit Sitz im Ge- 
biet des Deutschen Reiches außerhalb der Bundes- 
republik Deutschland zurückgelegt worden sind, 
unter gewissen Voraussetzungen zu Leistungen sei- 
tens der deutschen Versicherungsträger berechtigen. 
Das genannte Gesetz gilt grundsätzlich für Personen, 
die sich gewöhnlich in Deutschland aufhalten. 

Es muß hervorgehoben werden, daß es sich hier um 
Tatbestände bzw. um Zeiten handelt, die außerhalb 
des räumlichen Geltungsbereichs der Verordnung 
eingetreten bzw. zurückgelegt sind. 

Nummer 2 
Buchstabe a) 

Nach § 1259 RVO, § 36 AnVG^), § 56 und 57 
RVO werden die Ausfallzeiten, also Zeiten 
der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, Unfall, 
Schwangerschaft oder Wochenbett, Zeiten der Ar- 
beitslosigkeit sowie Zeiten einer nach Vollendung 
des 16. Lebensjahres liegenden Schul- und Berufsaus- 
bildung, nur dann auf die Wartezeit und für die Be- 
rechnung der Leistungen in der Rentenversicherung 
angerechnet, wenn nachgewiesen wird, daß der Ar- 
beitnehmer in der Zeit vom Eintritt in die Versiche- 
rung bis zum Eintritt des Versicherungsfalles minde- 
stens während der Hälfte dieser Zeit und nicht we- 
niger als 60 Monate pflichtversichert gewesen ist. 

Nach § 1260 RVO, § 37 AnVG und § 58 RKG wird 
eine Zurechnungszeit, das ist der Zeitraum zwischen 
dem Eintritt des Versicherungsfalles und der Voll- 
endung des 55. Lebensjahres, der Versicherungszeit 
für die Erfüllung der Wartezeit und die Berechnung 
der Leistungen in der Rentenversicherung hinzuge- 
rechnet, in denen der Versicherte vor diesem Alter 
invalide wird, wenn nachgewiesen wird, daß der Ar- 
beitnehmer entweder in der Zeit vom Eintritt in die 
Versicherung bis zum Eintritt des Versicherungsfal- 
les der Invalidität mindestens während der Hälfte 
dieser Zeit oder im Laufe der dem gleichen Ver- 
sicherungsfall vorangehenden 60 Monate mindestens 
während 36 Monaten pflichtversichert gewesen ist. 

Der erste Unterabsatz des Buchstaben a) bestimmt, 
daß bei der Entscheidung darüber, ob die vorgenann- 
ten Zeiten angerechnet werden können, gewisse Tat- 
bestände, die nach den Rechtsvorschriften eines an- 
deren Mitgliedstaates erfüllt sind, nach den deut- 


Angestelltenversicherungsgesetz 

Reichsknappschaftsgesetz 


sehen Rechtsvorschriften zu erfüllenden Tatbestän- 
den gleichgestellt sind. 

Der zweite Unterabsatz des Buchstaben a) bestätigt, 
daß bei der Bestimmung der Anzahl der Monate zwi- 
schen dem Eintritt in die Versicherung und dem Ein- 
tritt des Versicherungsfallles die in den deutschen 
Rechtsvorschriften vorgesehenen Beschränkungen 
für die zu berücksichtigenden Zeiten auch für gleich- 
artige Zeiten gelten, die unter den Rechtsvorschrif- 
ten eines anderen Mitgliedstaates zurückgelegt wor- 
den sind. 

Buchstabe b) 

Nach den deutschen Rechtsvorschriften (vgl. Arti- 
kel 2 § 14 ArVNG^), Artikel 2 § 14 AnVGN 
und Artikel 2 § 9 KnVNG wird für die Zeit vor 
dom 1. Januar 1957 eine pauschale Ausfallzeit ange- 
rechnet, wenn der Berechtigte nicht längere Ausfall- 
zeiten nachweist. 

Die pauschale Ausfallzeit wird wie folgt berechnet: 

1. Die Gesamtzeit wird ermittelt, das ist die Zeit 
von der Entrichtung des ersten Pflichtbeitrags in 
Deutschland oder von der Vollendung des 16. Le- 
bensjahres, wenn der erste Pflichtbeitrag nach 
diesem Zeitpunkt entrichtet ist, bis zur Entrich- 
tung des letzten Pflichtbeitrages in Deutschland 
vor dem 1. Januar 1957. 

2. Von dieser Gesamtzeit wird die auf sie entfal- 
lende deutsche Versicherungszeit (Versicherungs- 
und gleichgestellte Zeiten) abgezogen. 

3. Die verbleibende Zeit, die bis zu einem Viertel 
der deutschen Versicherungszeit (vgl. 2) zu be- 
rücksichtigen ist, ist mit dem Verhältnis zu ver- 
vielfältigen, in dem diese Versicherungszeit zur 
Gesamtzeit steht; der Endwert ist als pauschale 
Ausfallzeit anzurechnen. 

Buchstabe b) bestimmt, daß die in einem anderen 
Mitgliedstaat als Deutschland zurückgelegten Ver- 
sicherungs- und gleichgestellten Zeiten bei der in 
1. und 2. beschriebenen Berechnung berücksichtigt 
werden. Bei der in 3. beschriebenen Berechnung 
bleibt die verbleibende Zeit auf ein Viertel der deut- 
schen Versicherungszeit beschränkt, während der 
Verfielfältigungsfaktor aus dem Verhältnis der deut- 
schen Versicherungszeit zu der um die in einem an- 
deren Mitgliedstaat als Deutschland zurückgelegte 
Versicherungszeit verringerten Gesamtzeit besteht. 
Buchtsabe c) 

Nach § 56 Absatz 4 RKG wird in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung die Zurechnungszeit nur 
dann angerechnet, wenn der letzte Beitrag zu dieser 
Versicherung entrichtet worden ist. 


Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz 

Angestelltenrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz 

Knappschaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz 
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Buchstabe c) trägt dieser Bestimmung Rechnung. 
Buchstabe d) 

Nach den deutschen Rechtsvorschriften (§ 1251 RVO, 
§ 28 AnVG, §§50 und 51 RKG) werden gewisse 
Zeiträume, für die keine Beiträge zur Rentenver- 
sicherung entrichtet worden sind, unter der Voraus- 
setzung, daß der Arbeitnehmer vorher oder in be- 
stimmten Fällen nachher, aber nicht während dieser 
Zeiträume, pflichtversichert war, lals Ersatzzeiten für 
die Erfüllung der Wartezeit auf Leistungen dieser 
Versicherung angerechnet. Als Ersatzzeiten gelten 
insbesondere die Zeiten militärischen oder militär- 
ähnlichen Dienstes, der Kriegsgefangenschaft, der 
Internierung, der Flucht oder der Vertreibung, so- 
weit diese Tatbestände mit Kriegsereignissen oder 
ihren Folgen im Zusammenhang stehen und die in 
den einschlägigen deutschen Rechtsvorschriften vor- 
gesehenen Voraussetzungen erfüllt sind; weiter gel- 
ten als Ersatzzeiten Zeiten der Krankheit und der 
unfreiwilligen Arbeitslosigkeit, die sich an die vor- 
genannten Zeiten unmittelbar anschließen. 

Buchstabe d) stellt klar, daß diese Zeiten von den 
deutschen Versicherungsträgern nur dann als Ersatz- 
zeiten anzurechnen sind, wenn der Arbeitnehm'er vor 
bzw, nach diesen Zeiträumen nach den deutschen 
Rechtsvorschriften pflichtversichert war. Die vorge- 
schlagene Bestimmung trägt dem Urteil des Euro- 
päischen Gerichtshofes in der Rechtssache 14/67 
Rechnung. 

Nummer 3 

Beim Zusammentreffen einer Rente aus den Renten- 
versicherungen mit einer Rente aus der Unfallver- 
sicherung ruht gemäß § 1278 RVO, § 55 AVG bzw. 
§ 75 RKG die Rente aus der Rentenversicherung so- 
weit, als die Summe der beiden Leistungen sowohl 
85^0 des Jahresarbeitsverdienstes, der der Berech- 
nung der Rente aus der Unfallversicherung zu- 
grunde lag, als auch 85 Vo der für die Berechnung der 
Rente aus der Rentenversicherung maßgebenden 
Rentenbemessungsgrundlage, die sich aus dem Ver- 
gleich der Bruttoarbeitsentgelte aller Versicherten 
mit den Bruttoarbeitsentgelten des Rentenberechtig- 
ten ergibt, übersteigt. Der höchste der beiden Be- 
träge gilt als Höchstgrenze. 

Anhang VI Teil B Nummer 3 Buchstabe a) regelt die 
Ermittlung des fiktiven Jahresarbeitsverdienstes, 
wenn die Rente aus der Unfallversicherung vom 
Träger eines anderen Mitgliedstaates gezahlt wird. 

Buchstabe b) regelt die Berechnung des Betrages, um 
den die Rente aus den Rentenversicherungen zu kür- 
zen ist, wenn der deutsche Träger nach Artikel 35 
Abs. 3 der Verordnung nur eine Teilrente zahlt, und 
wenn die Rente aus der Unfallversicherung vom Trä- 
ger eines anderen Mitgliedstaates gezahlt wird. 

Nummer 4 

In den deutschen Rentenversicherungen hat die Er- 
ziehung eines „waisenrentenberechtigten Kindes" 
Bedeutung für die Höhe der Witwen- bzw. Witwer- 


rente (vgl. § 1268 RVO, § 45 AnVG, § 69 RKG). Die 
vorge schlage ne Bestimmung soll klarstellen, welche 
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied- 
staates gewährte Leistungen dem Bezug einer Wai- 
senrente nach den deutschen Rechtsvorschriften 
gleichstehen und damit zur Erhöhung der Witwen- 
bzw. Witwerrente aus den deutschen Rentenver- 
sicherungen führen. Diese Klarstellung ist notwen- 
dig geworden, weil die Waisenrenten, entgegen der 
bisherigen Regelung in der Verordnung Nr. 3, aus 
dem Kapitel über die Rentenversicherung (in das 
sie nach der Systematik der deutschen Rentenver- 
sicherungen einzuordnen waren) herausgenommen 
und in das Kapitel über die Famiilienleistungen ein- 
gefügt worden sind. Bei der in Nummer 4 genannten 
französischen Leistung handelt es sich um die „allo- 
cation de salaire unique". 

Nummer 5 

Diese Bestimmung sieht den innerstaatlichen Aus- 
gleich außerordentlicher Belastungen vor, die sich 
für gewisse deutsche Träger der Krankenversiche- 
rung aus der Anwendung der Verordnung und spä- 
terer Verordnungen ergeben könnten. 

Nummer 6 

Diese Bestimmung sieht vor, daß die gemäß Arti- 
kel 44 Abs. 2 der Verordnung zu übernehmenden 
Kosten der Überführung des Leichnams eines durch 
Arbeitsunfall Getöteten bis zur Beisetzungsstätte auf 
die deutschen Träger der Unfallversicherung umge- 
legt werden. 


C. Anwendung der französischen Rechtsvorschriften 

1. Die Rechtsvorschriften über die Beihilfe für alte 
Arbeiter sind im Anhang B der Verordnung Nr. 3 
bei den Rechtsvorschriften erwähnt, auf die die 
genannte Verordnung Anwendung findet; Frank- 
reich hat jedoch die mit den übrigen 5 Mitglied- 
staaten über diese Beihilfe geschlossenen zwei- 
seitigen Abkommen durch Übernahme in den An- 
hang D der Verordnung Nr. 3 aufrechterhalten. 
Nach Maßgabe dieser Bestimmungen ist die Ge- 
währung der Beihilfe für alte Arbeiter an die Be- 
dingung eines ununterbrochenen Aufenthalts in 
Frankreich geknüpft, und zwar von 6 Jahren für 
den niederländischen Staatsangehörigen und von 
15 Jahren für die Angehörigen der übrigen vier 
Mitgliedstaaten. 

Unter Ausnutzung der durch Artikel 10 Abs. 2 
der Verordnung Nr. 3 gebotenen Möglichkeit hat 
Frankreich die Zulage für alte Arbeitnehmer in 
den Anhang E über die Leistungen, die nicht ins 
Ausland gewährt werden, eintragen lassen. 

Die Bestimmungen des Anhanges VI, die an die 
Stelle der vorgenannten Bestimmungen aus zwei- 
seitigen Abkommen treten, sichern die Zulage für 
alte Arbeitnehmer den Angehörigen der fünf 
übrigen Mitgliedstaaten sowie den Flüchtlingen 
und Staatenlosen. Die Betreffenden müssen je- 
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doch bei Antragstellung in Frankreich wohnhaft 
sein und die nach den französischen Rechtsvor- 
schriften für den Erwerb des Anspruches erfor- 
derlichen Arbeitszeiten oder gleichgestellten Zei- 
ten auf französischem Hoheitsgebiet im Sinne 
dieser Verordnung zurückgelegt haben (d. h., ent- 
weder 15 Jahre nach dem 50. Lebensjahr oder 
25 Jahre). 

Außerdem wird die Einschränkung für die Aus- 
fuhr der Zulage für alte Arbeitnehmer in die an- 
deren Mitgliedstaaten aufgehoben, sofern die 
vorgenannten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Als Anreiz für die Bergarbeiter, weiterhin ihren 
Beruf in Frankreich auszuüben, sehen die franzö- 
sischen Rechtsvorschriften über die soziale Sicher- 
heit in den Bergwerken eine Leistung vor, die 
je nachdem, ob der Empfänger jünger oder älter 
als 55 Jahre ist, „Sonderhilfe" („allocation spe- 
ciale") oder „nicht anrechnungsfähige Zuwen- 
dung" („indemnite cumulable") genannt wird. 

In den Beziehungen zwischen Frankreich und den 
fünf übrigen Mitgliedstaaten wird die vorgeschla- 
gene Bestimmung an die Stelle der entsprechen- 
den Bestimmung der im Anhang D zur Verord- 
nung Nr. 3 aufgeführten zweiseitigen Abkommen 
treten. 

3. Das Gesetz vom 10. Juli 1965 über die Einrich- 
tung einer freiwilligen „Alters"-Versicherung für 
die französischen Staatsangehörigen, die im Aus- 
land eine berufliche Tätigkeit ausüben oder aus- 
geübt haben, wird durch Artikel 2 Abs. (1) Budi- 
stabe (c) der Verordnung Nr. 3, insbesondere un- 
ter Berücksichtigung der Auslegung des Begriffs 
„Rechtsvorschriften" durch den Gerichtshof in 
den Urteilen vom 15. Juli und 2. Dezember 1964 
in vollem Umfang erfaßt. 

Um zu vermeiden, daß die Staatsangehörigen der 
übrigen Mitgliedstaaten in Frankreich günstiger 
behandelt werden als die französischen Staats- 
angehörigen, was der Gleichbehandlungsbestim- 
mung (Artikel 8) zuwiderlaufen würde, ist im 
Anhang VI ausgeführt, daß das Gesetz vom 
10. Juli 1965 auf die Angehörigen der übrigen 
Mitgliedstaaten nur anwendbar ist, wenn die Be- 
treffenden ihre berufliche Tätigkeit weder auf 
französischem Hoheitsgebiet noch auf dem Ho- 
heitsgebiet des Staates, dessen Angehöriger sie 
sind, ausüben oder ausgeübt haben und wenn sie 
andererseits eine besondere Bindung zu Frank- 
reich nachweisen, d. h., entweder 10 Jahre in 
Frankreich gewohnt oder während der genann- 
ten Dauer nach den französischen Rechtsvorschrif - 
ten pflicht- oder freiwillig versichert waren. Die 
vorgeschlagenen Bestimmungen sind die gleichen 
wie die im Anhang G zur Verordnung Nr. 3 auf- 
geführten Bestimmungen. 


D. Anwendung der italienischen Rechtsvorschriften 
Keine. 


E. Anwendung 

der luxemburgischen Rechtsvorschriften 

Nach Artikel 76 Abs. 2 der revidierten Verordnung 
Nr. 3, ebenso wie nach Artikel 53 Abs. 2 der Verord- 
nung Nr. 3, sind alle Versicherungs-, Beschäftigungs- 
und Wohnzeiten, die vor Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung in einem der Mitgliedstaaten zurückgelegt 
wurden, bei der Feststellung der Ansprüche zu be- 
rücksichtigen. 

Eine Abweichung zu dieser Bestimmung war bereits 
im Anhang G der Verordnung Nr. 3 für die Versiche- 
rungszeiten oder gleichgestellten Zeiten vorgesehen, 
die vor dem 1. Januar 1946 nach den luxemburgi- 
schen Rechtsvorschriften über die Rentenversiche- 
rung für den Fall der Invalidität, des Alters oder des 
Todes zurückgelegt worden waren; diese Abwei- 
chung wird aus folgenden Gründen aufrechterhalten: 

In den luxemburgischen Beitragssystemen hängt der 
Rentenanspruch von der Zurücklegung einer Warte- 
zeit sowie von der Aufrechterhaltung der Anwart- 
schaften durch kontinuierliche Versicherungen ab. Im 
Arbeiterrentensystem wird hierzu die Regel der un- 
unterbrochenen Versicherung angewandt oder, hilfs- 
weise, die Regel der durchschnittlichen Zweidrittel- 
deckung; im Angestelltenrentensystem gilt aus- 
schließlich diese Regel der Durchschnittsdeckung. 

Die Berücksichtigung bestimmter alter Versiche- 
rungszeiten für die Gewährung und die Berechnung 
der Renten war in den von Luxemburg geschlosse- 
nen zweiseitigen Abkommen insgesamt ausgeschlos- 
sen und bleibt weiterhin ausgeschlossen. Die diesen 
Zeiten entsprechenden Anwartschaften sind nach 
den luxemburgischen Rechtsvorschriften erloschen 
und können nur bei den in denselben Rechtsvor- 
schriften festgelegten Voraussetzungen Wiederauf- 
leben. 

Luxemburg kann auch heute noch nicht diese erlo- 
schenen Ansprüche durch eine einfache Berücksich- 
tigung der im Ausland zurückgelegten Zeiten Wie- 
deraufleben lassen, und zwar hauptsächlich auf 
Grund der derzeit erreichten Höhe der Leistungen 
aus der luxemburgischen Rentenversicherung und 
auf Grund der Notwendigkeit beträchtlicher Zu- 
schüsse aus dem Staatshaushalt und dem Haushalt 
der Gemeinden zur Finanzierung dieser Rentenhöhe. 
Es muß darauf hingewiesen werden, daß für die 
oben erwähnte Aufrechterhaltung der Anwartschaf- 
ten zur Zeit zwei bedeutende Erleichterungen beste- 
hen: die erste wurde 1946 eingeführt und besteht dar- 
in, daß die erloschenen Ansprüche durch Zurückle- 
gung einer neuen Wartezeit von 1080 Tagen nach 
den luxemburgischen Rechtsvorschriften Wiederauf- 
leben können; die zweite Erleichterung wurde durch 
das sogenannte „Einheitsgesetz" vom 13. Mai 1964 
eingeführt, wonach dem Versicherten im Alter von 
65 Jahren oder seinen Hinterbliebenen eine drei- 
monatliche Beihilfe gewährt wird, vorausgesetzt, daß 
der Betreffende 1080 Tage in Luxemburg versichert 
war. Diese Leistung entspricht den normalen Renten- 
anpassungen und unterliegt der Anpassung an den 
Lebenshaltungsindex. 
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Das erwähnte Einheitsgesetz sieht die Erstattung der 
Beiträge für den Fall vor, daß die Voraussetzungen 
für die Gewährung einer Rente oder der dreimonat- 
lichen Beihilfe nicht erfüllt sind. 

F. Anwendung 

der niederländischen Rechtsvorschriften 

Die Bestimmungen des Anhangs VI über die An- 
wendung der niederländischen Rechtsvorschriften be- 
ziehen sich hauptsächlich auf die Festlegung der 
Versicherungszeiten, die für die vor Inkrafttreten 
der allgemeinen Altersversicherung (1. Januar 1957), 
der allgemeinen Witwen- und Waisenversicherung 
(1. Oktober 1959) und der Versicherung für den Fall 
der Arbeitsunfähigkeit (1. Juli 1967) zurückgelegten 
Zeiten zu berücksichtigen sind. 

1. Anwendung der Rechtsvorschriften über die all- 
gemeine Altersversicherung 

— Nach Maßgabe der Übergangsbestimmungen 
des Gesetzes über die allgemeine Altersver- 
sicherung gelten die Personen, die bei Inkraft- 
treten des Gesetzes älter als 15 Jahre sind 
und nach dem 59. Lebensjahr sechs Jahre in 
den Niederlanden gewohnt haben, für folgen- 
de Zeiten als versichert: seit Vollendung des 
15. Lebensjahres bis zum Inkrafttreten des 
Gesetzes, sofern sie zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht das Rentenalter von 65 Jahren erreicht 
haben, oder seit Vollendung ihres 15. Lebens- 
jahres bis zum Alter von 65 Jahren, wenn sie 
bei Inkrafttreten des Gesetzes das Rentenalter 
bereits erreicht oder überschritten haben. 

— Bei Arbeitern, auf die Artikel 35 der Verord- 
nung anwendbar ist, weil sie nacheinander 
oder abwechselnd den niederländischen 
Rechtsvorschriften und den Rechtsvorschriften 
eines oder mehrerer weiterer Mitgliedstaaten 
unterworfen waren, gilt die Bedingung des 
sechsjährigen Aufenthaltes nach dem 59. Le- 
bensjahr als erfüllt, wenn der Betreffende 
während dieses Zeitraumes im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaates gewohnt hat (Buch- 
stabe f). Da die Verordnung nur auf Arbeit- 
nehmer und Gleichgestellte anwendbar ist, 
werden die zwischen dem 15. Lebensjahr und 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geset- 
zes zurückgelegten Zeiten nur bei den Perso- 
nen angerechnet, die während dieses Zeitrau- 
mes in den Niederlanden gewohnt haben 
oder, falls sie im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaates gewohnt haben, bei einem in 
den Niederlanden wohnhaften Arbeitgeber 
beschäftigt waren (Buchstabe a), wobei die 
nach den Rechtsvorschriften eines anderen 
Staates zurückgelegten Versicherungszeiten 
abgezogen werden (Buchstabe b). Diese Be- 
stimmungen sind vorteilhafter als die des An- 
hanges G (Punkt III B A) der Verordnung 
Nr. 3, der nur die Berücksichtigung der Ver- 
sicheiungszeiten nach den alten niederländi- 
schen Rechtsvorschriften über die Versiche- 
rung der Arbeitnehmer für den Fall der Inva- 


lidität, des Alters und des Todes gestattete; 
für diese Versicherung war eine Arbeitsver- 
dienstgrenze festgesetzt. 

— Im allgemeinen hat die verheiratete Frau kei- 
nen Anspruch auf Altersrente unabhängig von 
ihrem Mann; die Rente des verheirateten 
Mannes besteht hingegen aus zwei Teilen; 
einen Teil hat er selbst vor und nach seiner 
Eheschließung erworben, den anderen Be- 
standteil erwirbt seine Ehefrau vor und nach 
ihrer Eheschließung. Zur Sicherung des Beitra- 
ges der verheirateten Frau zur gemeinsamen 
Rente für den Zeitraum der Ehe, in dem der 
Mann versichert war oder für den er als ver- 
sichert gilt, während die Frau, weil sie nicht 
in den Niederlanden wohnte (zum Beispiel, die 
Ehefrau eines in den Niederlanden beschäf- 
tigten Grenzgängers), nicht versichert war, 
wird in Absatz 1 Buchstabe c) und d) definiert, 
inwieweit und unter welchen Voraussetzun- 
gen die verheiratete Frau als durch ihren 
Mann versichert gilt. 

— Nach Absatz 1 Buchstabe e) werden die wäh- 
rend der Ehe erworbenen Ansprüche für die 
Berechnung der Rente aufrechterhalten, die 
der Frau nach dem Tod des Ehemannes oder 
nach einer Scheidung gewährt wird. Die vor 
Inkrafttreten des Gesetzes zurückgelegten 
Zeiten werden nur berücksichtigt, wenn die Be- 
treffende nach ihrem 59. Lebensjahr sechs 
Jahre im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 
gewohnt hat. 

— Es ist zu bemerken, daß ähnliche Bestimmun- 
gen wie unter a) bis f) bis jetzt nur in den 
Beziehungen zwischen Belgien und Deutsch- 
land, und zwar auf Grund zweiseitiger Ab- 
kommen, angewandt werden. 

2. Anwendung der Rechtsvorschriften über 
die allgemeine Witwen- und Waisenrente 

Die Höhe der auf Grund des am 1. Oktober 1959 
in Kraft getretenen Gesetzes vom 9. April 1959 
über die allgemeine Witwen- und Waisenrente 
gewährten Leistungen entspricht nicht der Dauer 
der Versicherung; ihre Gewährung ist einzig von 
der Voraussetzung abhängig, daß der versicherte 
Arbeitnehmer im Zeitpunkt seines Ablebens die- 
sen Rechtsvorschriften unterstand. 

Entsprechend den Bestimmungen über die all- 
gemeine Altersversicherung gelten nach Absatz 2 
des Anhanges VI die Zeiten vor dem 1. Oktober 
1959, in denen der Arbeitnehmer entweder nach 
seinem 15. Lebensjahr in den Niederlanden ge- 
wohnt hat oder in den Niederlanden bei einem 
in diesem Land ansässigen Arbeitgeber beschäf- 
tigt war, während er im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates der EWG wohnte, als 
nach den niederländischen Rechtsvorschriften 
über die allgemeine Witwen- und Waisenrente 
zurückgelegte Versicherungszeiten. Diese Bestim- 
mung ist nur insoweit anwendbar, als die frag- 
lichen Zeiten nicht mit Versicherungszeiten zu- 
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sammenfallen, die nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates über die Ledstun- 
gen an die Hinterbliebenen zurückgelegt wurden. 

Diese Bestimmungen beziehen sich auf <iie An- 
wendung des Artikels 35 der Verordnung und 
sollen nach Artikel 35 Abs. 2 und 3 die Berech- 
nung der Witwenrente im Verhältnis der in den 
Niederlanden zurückgelegten Versiehe rungs- 
dauer zur Gesamtversicherungsdauer und, nöti- 
genfalls, den Erwerb des Anspruches auf die Wit- 
wenrente nach den in Artikel 34 Abs. 3 der Ver- 
ordnung, auf den in Artikel 35 Abs. 1 verwiesen 
wird, festgelegten Bedingungen ermöglichen, 
wenn der verstorbene Arbeitnehmer vor Inkraft- 
treten des Gesetzes über die allgemeine Witwen- 
und Waisenrente den niederländischen Rechts- 
vorschriften über die soziale Sicherheit unter- 
stand. In diesem letztgenannten Fall wird durch 
die Anwendung der Bestimmungen des Anhan- 
ges VI die Rechtsprechung des Gerichtshofes der 
Europäischen Gemeinschaften respektiert (Rechts- 
sache 4/66). 

Diese Bestimmungen des Anhanges VI beziehen 
sich ebenfalls auf die Anwendung des Artikels 63 
der Verordnung über die Gewährung der Lei- 
stungen an Waisen in den Fällen, tin denen die 
niederländischen Rechtsvorschriften vor Inkraft- 
treten des Gesetzes vom 9. Apitil 1959 für den 
verstorbenen Arbeitnehmer gegolten haben. 

3. Anwendung der niederländischen Rechtsvor- 
schriften über die Versicherung für den Fall der 
Arbeitsunfähigkeit 

Entsprechende Bestimmungen über den Erwerb 
des Anspruches und die Berechnung der Lei- 
stungen sind für die Anwendung des Gesetzes 


vom 18. Februar 1966 über die Versicherung für 
den Fall der Arbeitsunfähigkeit vorgesehen; auf 
Grund dieses Gesetzes wird den Arbeitnehmern, 
die bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit versichert 
sind, eine Rente gewährt, deren Höhe weder von 
der Versicherungsdauer noch von der Zurück- 
legung einer Wartezeit abhängt. 

Die Berechnung der Leistungen nach dem Grund- 
satz pro rata temporis, der angewandt wird, wenn 
für den Betreffenden die Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten gegolten haben, 
nach denen die Höhe der Leistungen von der 
Versicherungsdauer abhängt, erfolgt für die Zei- 
ten vor dein 1. Juli 1967 (Inkrafttreten des Geset- 
zes) nicht auf der Grundlage der in der alten 
niederländischen Invaliditätsversicherung zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten., sondern auf 
der Grundlage der nach den niederländischen 
Rechtsvorschriften vor dem 1. Juli 1967 zurück- 
gelegten Beschäftigungszeiten und gleichgestell- 
ten Zeiten, was sich für den Versicherten nur 
günstig auswirken kann, da die alten Rechts- 
vorschriften eine Arbeitsverdienstgrenze für die 
Versicherung vorsahen. 

Weiter ist in Absatz 2 ausgeführt, daß, auch 
wenn der Arbeitnehmer nach dem niederländi- 
schen Gesetz vom 5. Juni 1913 über die Invalidi- 
tät versichert war, die fraglichen Zeiten als 
nach einem System abgeleistet gelten, in dem 
die Leistungen nicht von der Versicherungsdauer 
abhängen. Demnach richtet sich die Gewährung 
der Leistungen in den Fällen, in denen der Ar- 
beitnehmer den Rechtsvorschriften eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten unterworfen war, nach 
denen die Leistungen von der Versicherungs- 
dauer unabhängig sind, nach den Bestimmungen 
der Artikel 27 und 28 der Verordnung. 
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Anhang 


Übereinstimmung der Anhänge der Verordnung Nr. 3 mit den 
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